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– Überarbeiteter Text der partiellen allgemeinen Ausrichtung 

  

Delegates will find attached in the Annex a further revision of the Commission's proposal which the 

Presidency considers to constitute the basis for the partial general approach at the forthcoming JHA 

Council.  

Changes since the last discussion on the respective parts of the text are in underline. 

The Recitals, with the exception of those listed in the footnotes, together with the provisions 

relating to the European Public Prosecutor and the Data Protection Supervision mechanism will not 

form part of the partial approach and will be dealt with under a future Presidency.  
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ANLAGE 

 

KAPITEL I 
ZIELE UND AUFGABEN 

Artikel 1 
Agentur der Europäischen Union für justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 

1. Hiermit wird die Agentur der Europäischen Union für justizielle Zusammenarbeit in 

Strafsachen (Eurojust) eingesetzt. 

2. Die durch diese Verordnung eingesetzte Agentur Eurojust tritt an die Stelle der durch 

Beschluss 2002/187/JI des Rates eingerichteten [...] Stelle Eurojust und ist deren 

Rechtsnachfolgerin. 

3. Eurojust besitzt in jedem Mitgliedstaat die Rechtspersönlichkeit [...], die juristischen 

Personen nach dessen Rechtsvorschriften zuerkannt ist. [...] […] [...]  

Artikel 1a 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

a) "internationale Organisationen" völkerrechtliche internationale Organisationen und 

nachgeordnete Einrichtungen dieser Organisationen oder sonstige Einrichtungen, die durch 

eine zwischen zwei oder mehr Ländern geschlossene Übereinkunft oder auf der Grundlage 

einer solchen Übereinkunft geschaffen wurden, sowie Interpol; 
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b) 2"personenbezogene Daten" alle Informationen über eine bestimmte oder 

bestimmbare natürliche Person (im Folgenden "betroffene Person"); eine 

bestimmbare Person ist eine Person, die direkt oder indirekt bestimmt werden kann, 

insbesondere durch Zuordnung zu einer Kennnummer oder zu einem oder mehreren 

besonderen Merkmalen, die Ausdruck ihrer physischen, physiologischen, 

psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität sind; 

 

c) "verwaltungstechnische personenbezogene Daten" alle von Eurojust verarbeiteten 

personenbezogenen Daten mit Ausnahme der Daten, die zur Wahrnehmung der in 

Artikel 2 festgelegten Aufgaben verarbeitetet werden; 

 

d) "operative personenbezogene Daten" alle Daten, die zur Wahrnehmung der in 

Artikel 2 festgelegten Aufgaben verarbeitetet werden; 

 

e) "Verarbeitung personenbezogener Daten" (im Folgenden "Verarbeitung") jeden mit 

oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede 

Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das Erheben, 

das Erfassen, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das 

Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Weitergabe durch Übermittlung, 

Verbreitung oder jede andere Form der Bereitstellung, der Abgleich oder die 

Verknüpfung sowie das Sperren, Löschen oder Vernichten der Daten; 

 

f) "Empfänger" die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder jede 

andere Stelle, an die die Daten weitergegeben werden, gleichgültig, ob es sich bei ihr 

um einen Dritten handelt oder nicht;  

                                                 
2 Die Begriffsbestimmungen werden zu einem späteren Zeitpunkt überprüft, wobei 

gegebenenfalls den laufenden Verhandlungen über das "Datenschutzpaket" Rechnung 
getragen wird. 
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g) "Übermittlung personenbezogener Daten" die Übermittlung von personenbezogenen 
Daten, die einer begrenzten Anzahl von bestimmten Parteien mit dem Wissen des 
Absenders oder entsprechend seiner Absicht, dem Empfänger Zugang zu den 
personenbezogenen Daten zu verschaffen, aktiv zugänglich gemacht werden; 

 

h) "Einwilligung der betroffenen Person" jede Willensbekundung, die ohne Zwang, für 
den konkreten Fall und in Kenntnis der Sachlage erfolgt und mit der die betroffene 
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden 
personenbezogenen Daten einverstanden ist. 

 

Artikel 2 
Aufgaben 

1. Eurojust unterstützt und verstärkt die Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den 
nationalen Behörden, die für die Ermittlung und Verfolgung von schwerer Kriminalität 
zuständig sind, wenn zwei oder mehr Mitgliedstaaten betroffen sind oder eine Verfolgung 
auf gemeinsamer Grundlage erforderlich ist3; Eurojust stützt sich dabei auf die von den 
Behörden der Mitgliedstaaten und von Europol durchgeführten Operationen und 
gelieferten Informationen. 

2. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben  

a) berücksichtigt Eurojust jedes von einer zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats 
ausgehende Ersuchen und jede Information, die von diesen Behörden, von 
Institutionen und von sonstigen Einrichtungen, die nach den im Rahmen der 
Verträge erlassenen Bestimmungen zuständig sind,  übermittelt wird oder von 
Eurojust selbst eingeholt wurde; 

b) erleichtert Eurojust die Erledigung von Ersuchen und Entscheidungen betreffend die 
justizielle Zusammenarbeit, auch wenn sie auf Rechtsinstrumenten basieren, die dem 
Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung Wirkung verleihen; 

                                                 
3  Erwägungsgrund 3a Verfolgung auf gemeinsamer Grundlage bezieht sich auf eine 

strafrechtliche Verfolgung oder Ermittlung, von der lediglich ein Mitgliedstaat und ein 
Drittland, mit dem ein Kooperationsabkommen geschlossen wurde, betroffen sind, oder bei 
der eine Beteiligung von Eurojust konkret erforderlich ist.  Es kann sich auch um Fälle 
handeln, bei denen es um einen Mitgliedstaat und die Union geht. 
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3. Eurojust nimmt seine Aufgaben auf Ersuchen der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten oder aus eigener Initiative wahr.4  

Artikel 3 
Zuständigkeit von Eurojust 

1. Die Zuständigkeit von Eurojust erstreckt sich auf die in Anhang 1 aufgezählten Straftaten. 
[...] [As regards offences falling under the competence of the European Public 
Prosecutor's Office,  Eurojust exercises its competence if it is not exercised by the 
European Public Prosecutor.]  

1a5.  Bei anderen als den in Anhang 1 genannten Arten von Straftaten kann Eurojust 
ferner im Einklang mit seinen Aufgaben die Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen auf Antrag einer zuständigen Behörde eines 
Mitgliedstaats unterstützen. 

2. Eurojust ist für im Zusammenhang stehende Straftaten zuständig. Als im Zusammenhang 
stehende Straftaten gelten: 

a) Straftaten, die begangen werden, um die Mittel zur Begehung der in Anhang 1 
aufgeführten kriminellen Handlungen zu beschaffen; 

b) Straftaten, die begangen werden, um die in Anhang 1 aufgeführten kriminellen 
Handlungen zu erleichtern oder durchzuführen;  

c) Straftaten, die begangen werden, um dafür zu sorgen, dass die in Anhang 1 
aufgeführten kriminellen Handlungen straflos bleiben. 

                                                 
4 Erwägungsgrund 10 – Seine operativen Aufgaben in Bezug auf konkrete Kriminalfälle sollte 

Eurojust auf Ersuchen der zuständigen Behörden oder aus eigener Initiative entweder durch 
ein oder mehrere nationale Mitglieder oder durch das Kollegium wahrnehmen. Wird 
Eurojust aus eigener Initiative tätig, so kann es bei der Koordinierung von Fällen, [...] wie 
etwa bei der Unterstützung der nationalen Behörden bei deren Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen, eine proaktivere Rolle spielen. Dazu kann unter anderem 
gehören, dass Eurojust Mitgliedstaaten einbezieht, die ursprünglich nicht an dem Fall 
beteiligt waren, und dass Eurojust aufgrund der ihm von Europol, OLAF oder anderen 
nationalen Behörden gemäß Artikel 21 übermittelten Informationen Verbindungen 
zwischen Fällen feststellt.  Dies ermöglicht Eurojust außerdem das Erstellen von Leitlinien, 
Strategiepapieren und Analysen im Zuge der Fallbearbeitung als Teil seiner strategischen 
Arbeit.  Wird Eurojust auf eigene Initiative tätig, so sollte dies [...] im Einklang mit dieser 
Verordnung erfolgen. 

5  KOM: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 3 Absatz 1a. 
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3. Auf Antrag der zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats kann Eurojust auch Ermittlungen 
und Strafverfolgungsmaßnahmen unterstützen, die allein diesen Mitgliedstaat und einen 
Drittland betreffen, wenn mit diesem Land ein Abkommen oder eine Vereinbarung über 
eine Zusammenarbeit nach Artikel 43 geschlossen worden ist oder wenn im Einzelfall ein 
wesentliches Interesse an der Unterstützung besteht. 

4. Auf Antrag einer zuständigen Behörde eines Mitgliedstaates oder der Kommission kann 
Eurojust Ermittlungen und Strafverfolgungsmaßnahmen unterstützen, die allein diesen 
Mitgliedstaat berühren [...], aber Auswirkungen auf Ebene der Union haben [...]6. 

 

Artikel 4 
Operative Aufgaben von Eurojust  

1. Eurojust 

a) unterrichtet die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten über Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen, von denen Eurojust Kenntnis hat und die 
Auswirkungen auf Ebene der Union haben oder die andere als die unmittelbar 
betroffenen Mitgliedstaaten berühren könnten; 

b) unterstützt die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten bei der Gewährleistung 
einer optimalen Koordinierung der Ermittlungen und Strafverfolgungsmaßnahmen; 

c) leistet Unterstützung, um die Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten zu verbessern, insbesondere auf der Grundlage der von Europol 
vorgenommenen Analysen; 

d) arbeitet mit dem Europäischen Justiziellen Netz für Strafsachen zusammen und 
stimmt sich mit diesem ab; hierzu gehören auch die Inanspruchnahme von dessen 
Dokumentationsdatenbank und Beiträge zur Verbesserung dieser Datenbank; 

 

                                                 
6 Erwägungsgrund 10a – Zu den Fällen, die Auswirkungen auf Ebene der Union haben, 

zählen beispielsweise jene, an denen ein Mitglied eines EU-Organs oder einer EU-
Einrichtung beteiligt ist, [oder jene, die ein Drittland betreffen].  Dies gilt auch für Fälle, 
an denen eine erhebliche Anzahl von Mitgliedstaaten beteiligt ist und die möglicherweise 
ein koordiniertes [...] Vorgehen auf europäischer Ebene erfordern. 
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e) leistet operative, technische und finanzielle Unterstützung bei grenzübergreifenden 
Aktionen und Untersuchungen der Mitgliedstaaten einschließlich gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen. 

2. Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann Eurojust die zuständigen Behörden der 
betroffenen Mitgliedstaaten mit entsprechender Begründung ersuchen, 

a) zu bestimmten Tatbeständen Ermittlungen zu führen oder 
Strafverfolgungsmaßnahmen einzuleiten; 

b) sich damit einverstanden zu erklären, dass eine andere zuständige Behörde 
gegebenenfalls besser in der Lage ist, zu bestimmten Tatbeständen Ermittlungen zu 
führen oder die Strafverfolgung aufzunehmen; 

c) eine Koordinierung zwischen den zuständigen Behörden der betroffenen 
Mitgliedstaaten vorzunehmen; 

d) ein gemeinsames Ermittlungsteam nach Maßgabe der einschlägigen 
Kooperationsübereinkünfte einzusetzen;  

e) alle Informationen zur Verfügung zu stellen, die erforderlich sind, damit Eurojust 
seine Aufgaben wahrnehmen kann; 

f) besondere Ermittlungsmaßnahmen zu ergreifen; 

g) alle sonstigen im Hinblick auf die Ermittlung oder Strafverfolgung gerechtfertigten 
Maßnahmen zu ergreifen. 

3. Eurojust kann ferner 

a) Europol Stellungnahmen vorlegen, die auf Analysen von Europol basieren; 

b) logistische Unterstützung leisten, unter anderem durch Hilfe bei der Übersetzung, 
dem Dolmetschen und der Organisation von Koordinierungssitzungen. 

4. Können sich zwei oder mehrere Mitgliedstaaten nicht darauf einigen, welcher von ihnen 
nach Eingang eines Antrags gemäß Absatz 2 Buchstaben a oder b ein Ermittlungs- oder 
Strafverfolgungsverfahren einleiten soll, so gibt Eurojust eine schriftliche Stellungnahme 
zu dem Fall ab. Die unverbindliche Stellungnahme wird den betreffenden Mitgliedstaaten 
unverzüglich zugeleitet.  
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5. Auf Antrag einer zuständigen Behörde gibt Eurojust eine schriftliche Stellungnahme zu 
[...] wiederholten [...] Weigerungen oder Schwierigkeiten im Zusammenhang mit der 
Erledigung von [...] Ersuchen und [...] Entscheidungen betreffend die justizielle 
Zusammenarbeit ab, auch wenn sie auf Rechtsinstrumenten basieren, die dem Grundsatz 
der gegenseitigen Anerkennung Wirkung verleihen, sofern die Angelegenheit nicht in 
gegenseitigem Einvernehmen zwischen den betroffenen zuständigen nationalen Behörden 
oder mit Hilfe der betreffenden nationalen Mitglieder geregelt werden kann. Die 
unverbindliche Stellungnahme wird den betreffenden Mitgliedstaaten unverzüglich 
zugeleitet. 

6.  Die zuständigen nationalen Behörden kommen den von Eurojust abgegebenen 
Ersuchen und Stellungnahmen unverzüglich nach. Entscheiden die zuständigen 
Behörden der betroffenen Mitgliedstaaten, einem Ersuchen nach Artikel 4 Absatz 2 
nicht stattzugeben oder einer schriftlichen Stellungnahme nach Artikel 4 Absatz 4 
oder 5 nicht zu folgen, so setzen sie Eurojust unverzüglich von ihrer Entscheidung 
und der Begründung derselben in Kenntnis. Können die Gründe dafür, dass einem 
Ersuchen nicht stattgegeben wird, nicht angegeben werden, da die Angabe der 
Gründe wesentliche nationale Sicherheitsinteressen beeinträchtigen oder die 
Sicherheit von Personen gefährden würde, so können die zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten operative Gründe anführen. 

Artikel 57 
Wahrnehmung der operativen und sonstigen Aufgaben 

1. Bei allen in Artikel 4 Absatz 1 oder 2 genannten Maßnahmen handelt Eurojust durch ein oder 
mehrere betroffene nationale Mitglieder. Unbeschadet des Absatzes 2 konzentriert sich das 
Kollegium auf operative Fragen und auf jede sonstige Frage, die unmittelbar mit 
operativen Angelegenheiten verknüpft ist.  Mit Verwaltungsangelegenheiten wird es nur 
dann befasst, wenn dies zur Erfüllung seiner operativen Aufgaben erforderlich ist. 

                                                 
7  KOM: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 5. 
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2. Eurojust handelt als Kollegium 

a) bei allen in Artikel 4 Absatz 1 oder 2 genannten Maßnahmen, 

i) wenn ein oder mehrere nationale Mitglieder, die von einer von Eurojust 
behandelten Angelegenheit betroffen sind, dies beantragen, 

ii) wenn es um Ermittlungen oder Strafverfolgungsmaßnahmen geht, die 
Auswirkungen auf Ebene der Union haben oder die andere als die unmittelbar 
beteiligten Mitgliedstaaten betreffen könnten, 

b) bei allen in Artikel 4 Absätze 3, 4 oder 5 genannten Maßnahmen,  

c) wenn es um eine die Erreichung seiner operativen Ziele betreffende allgemeine Frage 
geht, 

[...] 

e) bei der Annahme des jährlichen Haushaltsplans von Eurojust [...], 

f) bei der Annahme des jährlichen und des mehrjährigen Programms sowie des 
Jahresberichts über die Tätigkeit von Eurojust, 

g) bei der Wahl oder Entlassung des Präsidenten und der Vizepräsidenten gemäß 
Artikel 11, 

h) bei der Ernennung des Verwaltungsdirektors und gegebenenfalls bei der 
Verlängerung von dessen Amtszeit oder bei seiner Amtsenthebung gemäß 
Artikel 17, 

i) beim Abschließen von Arbeitsvereinbarungen gemäß Artikel 38 Absatz 2a und 
Artikel 43,  
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j) bei der Annahme von Regeln zur Verhinderung und Bewältigung von 
Interessenkonflikten in Bezug auf die nationalen Mitglieder,  

k) bei der Ausarbeitung von Strategieberichten, Grundsatzpapieren, Leitlinien für 
die nationalen Behörden und Stellungnahmen im Zusammenhang mit der 
operativen Arbeit von Eurojust, 

l) beim Erlass aller sonstigen Beschlüsse, die nach dieser Verordnung nicht 
ausdrücklich dem Exekutivausschuss zugewiesen sind oder für die nach Artikel 18 
der Verwaltungsdirektor zuständig ist, 

m) bei der Ernennung von Verbindungsrichtern/-staatsanwälten gemäß Artikel 46, 

d) wenn andere Bestimmungen dieser Verordnung dies vorsehen. 

3. Bei der Erfüllung seiner Aufgaben gibt Eurojust an, ob die Aufgaben von einem oder 
mehreren nationalen Mitgliedern oder vom Kollegium wahrgenommen werden. 

4. Das Kollegium kann dem Verwaltungsdirektor und dem Exekutivausschuss über die in 
den Artikeln 16 und 18 vorgesehenen Verwaltungsaufgaben hinaus zusätzliche 
Verwaltungsaufgaben im Einklang mit den operativen Erfordernissen übertragen. 

5.  Das Kollegium nimmt [...] die Geschäftsordnung von Eurojust mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln seiner Mitglieder an; diese wird vom Rat im Wege von 
Durchführungsrechtsakten gebilligt.8 [...]  

                                                 
8 Es sollte ein Erwägungsgrund hinzugefügt werden, mit dem die Übertragung der 

Durchführungsbefugnisse auf den Rat im Einklang mit Artikel 291 Absatz 2 AEUV 
ordnungsgemäß begründet wird. 



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 11 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

KAPITEL II  
STRUKTUR UND ORGANISATION VON EUROJUST 

ABSCHNITT I  
STRUKTUR 

Artikel 6  
Struktur von Eurojust 

Die Struktur von Eurojust umfasst 

a) die nationalen Mitglieder, 

b) das Kollegium, 

c) den Exekutivausschuss, 

d) den Verwaltungsdirektor.  

 

ABSCHNITT II  
NATIONALE MITGLIEDER 

Artikel 7 
Status der nationalen Mitglieder 

1. Eurojust verfügt über jeweils ein nationales Mitglied pro Mitgliedstaat, das von dem 
betreffenden Mitgliedstaat gemäß seiner Rechtsordnung entsandt wird und das seinen 
regelmäßigen Arbeitsplatz am Sitz von Eurojust hat.  
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2. Jedes nationale Mitglied wird von einem Stellvertreter und einem Assistenten unterstützt. 
Der Stellvertreter und der Assistent haben grundsätzlich ihren regelmäßigen Arbeitsplatz 
am Sitz von Eurojust. [...]. Der Mitgliedstaat kann beschließen, dass der Stellvertreter 
und/oder der Assistent im Herkunftsmitgliedstaat arbeitet/arbeiten und teilt dies dem 
Kollegium [...] mit.  Sofern der operative Bedarf von Eurojust dies erfordert, kann 
das Kollegium den Mitgliedstaat um eine Begründung seines Beschlusses, den 
Stellvertreter und den Assistenten im Herkunftsmitgliedstaat arbeiten zu lassen, 
ersuchen.  Der Mitgliedstaat kommt dem Ersuchen des Kollegiums unverzüglich 
nach.  

2a. Das nationale Mitglied kann sich von weiteren Stellvertretern oder Assistenten 
unterstützen lassen, die erforderlichenfalls und mit Zustimmung des Kollegiums ihren 
regelmäßigen Arbeitsplatz bei Eurojust haben können. Der Mitgliedstaat teilt Eurojust 
und der [...] Kommission die Benennung von nationalen Mitgliedern, Stellvertretern 
und Assistenten mit. 

3. Die nationalen Mitglieder und ihre Stellvertreter haben den Status eines Staatsanwalts, 
Richters oder [...] Polizeibeamten mit gleichwertigen Befugnissen. Die [...] nationalen 
Mitglieder verfügen mindestens über[...] die in dieser Verordnung genannten 
Befugnisse, damit sie ihre Aufgaben erfüllen können. 

3a.  Die Amtszeit der nationalen Mitglieder und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre 
und kann verlängert werden. [...] 

4. Der Stellvertreter kann im Namen des nationalen Mitglieds handeln bzw. dieses vertreten. 
Ein Assistent kann ebenfalls im Namen des nationalen Mitglieds handeln bzw. dieses 
vertreten, wenn er den in Absatz 3 genannten Status besitzt. 

5. Zwischen Eurojust und den Mitgliedstaaten ausgetauschte operative Informationen werden 
über die nationalen Mitglieder geleitet. 
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[...] 

7. Unbeschadet des Artikels 11a gehen die Gehälter und Bezüge der nationalen Mitglieder, 
der Stellvertreter und der Assistenten zulasten ihrer jeweiligen Herkunftsmitgliedstaaten. 

8. Werden die nationalen Mitglieder, die Stellvertreter und die Assistenten im Rahmen des 
Eurojust erteilten Auftrags tätig, so gelten die mit dieser Tätigkeit verbundenen Ausgaben 
als operative Ausgaben. 

Artikel 8 
9Befugnisse der nationalen Mitglieder 

1. Die nationalen Mitglieder sind befugt, 

a) die Beantragung und die Gewährung von Rechtshilfe oder gegenseitiger 
Anerkennung zu erleichtern oder auf andere Weise zu unterstützen, 

b) jede nationale zuständige Behörde des Mitgliedstaats direkt zu kontaktieren und 
Informationen mit ihr auszutauschen, 

c) im Einklang mit den internationalen Verpflichtungen ihres Mitgliedstaats jede 
zuständige internationale Behörde direkt zu kontaktieren und Informationen mit ihr 
auszutauschen, 

[...] 

 

1a. Unbeschadet des Absatzes 1 können Mitgliedstaaten den nationalen Mitgliedern im 
Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften zusätzliche Befugnisse erteilen.  [...] 
Der Mitgliedstaat teilt der Kommission und dem Kollegium diese Befugnisse förmlich 
mit.  

                                                 
9  Es muss ein Erwägungsgrund formuliert werden, um den von AT und CZ vorgebrachten 

Äußerungen Rechnung zu tragen, dass die in Absatz 2 erwähnten Befugnisse grundsätzlich 
von einer zuständigen nationalen Behörde ausgeübt werden sollen. 



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 14 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

2. Im Benehmen mit ihrer zuständigen nationalen Behörde [...] können die nationalen 
Mitglieder 

a) Amtshilfe oder gegenseitige Anerkennung beantragen und gewähren, 

b) Ermittlungsmaßnahmen, wie in Anhang A Abschnitt C der Richtlinie 2014/41/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. April 2014 über die 
Europäische Ermittlungsanordnung in Strafsachen aufgeführt, anordnen,  

[c) kontrollierte Lieferungen in ihren Mitgliedstaat [...] genehmigen und koordinieren, 

d) sich erforderlichenfalls an gemeinsamen Ermittlungsgruppen einschließlich 
ihrer Einsetzung beteiligen. Wird die gemeinsame Ermittlungsgruppe allerdings 
zulasten des Haushaltsplans der Union finanziert, so werden die betreffenden 
nationalen Mitglieder stets zur Beteiligung aufgefordert. 

3. In dringenden Fällen [...] und wenn es nicht möglich ist, die zuständige nationale 
Behörde rechtzeitig festzustellen oder zu kontaktieren, sind die nationalen Mitglieder 
für die in Absatz 2 erwähnten Maßnahmen im Einklang mit den nationalen 
Rechtsvorschriften dafür zuständig, so bald wie möglich die zuständige nationale 
Behörde zu informieren.   

4. Verstößt die in den Absätzen 2 und 3 erwähnte Übertragung von Befugnissen auf die 
nationalen Mitglieder gegen   

a) verfassungsrechtliche Bestimmungen des Mitgliedstaats, 

oder 

b) grundlegende Aspekte der nationalen Strafrechtsordnung des Mitgliedstaats, die die 
folgenden Bereiche betreffen: 

i) Aspekte bezüglich der Kompetenzverteilung zwischen Polizei, 
Staatsanwälten und Richtern, 

ii) Aspekte bezüglich der funktionalen Aufgabenverteilung zwischen 
Strafverfolgungsbehörden 

oder 
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iii) Aspekte bezüglich der föderalen Struktur des betreffenden 
Mitgliedstaats, 

so ist das nationale Mitglied befugt, der zuständigen nationalen Behörde, die für die 
Durchführung der in den Absätzen 2 und 3 genannten Maßnahmen zuständig ist, einen 
Vorschlag vorzulegen. 

5. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass das Ersuchen des nationalen Mitglieds in Fällen 
gemäß Absatz 4 von der zuständigen nationalen Behörde ohne unnötige Verzögerung 
bearbeitet wird. 

Artikel 9 
Zugang zu nationalen Registern 

Die nationalen Mitglieder haben gemäß den nationalen Rechtsvorschriften Zugang zu den 
folgenden Arten von Registern ihres Mitgliedstaates oder zumindest zu den darin enthaltenen 
Informationen: 

a) Strafregister, 

b) Register festgenommener Personen, 

c) Ermittlungsregister, 

d) DNA-Register, 

e) sonstige Register öffentlicher Behörden ihrer Mitgliedstaaten, wenn sie diese 
Informationen zur Erfüllung ihrer Aufgaben benötigen.  
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ABSCHNITT III  
KOLLEGIUM 

Artikel 1010  
Zusammensetzung des Kollegiums 

1. Das Kollegium setzt sich aus der Gesamtheit der nationalen Mitglieder zusammen. 

 [...] 

 [...] 

 [...] 

3. Wenn Verwaltungsangelegenheiten beraten werden, nimmt der Verwaltungsdirektor an 
den [...] Sitzungen des Kollegiums teil, hat aber kein Stimmrecht. 

4. Das Kollegium kann alle Personen, deren Meinung von Interesse sein könnte, als Beobachter 
zu seinen Sitzungen einladen.  

5. Die Mitglieder des Kollegiums können sich vorbehaltlich der Geschäftsordnung von Beratern 
oder Sachverständigen unterstützen lassen. 

 

                                                 
10  KOM: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 10 Absatz 1. 
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Artikel 11  
Präsident und Vizepräsident von Eurojust 

1. Das Kollegium wählt im Einklang mit der Geschäftsordnung von Eurojust [mit einer 
Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder] einen Präsidenten und zwei Vizepräsidenten 
aus dem Kreis der nationalen Mitglieder. Die Aufgaben des Präsidenten und der 
Vizepräsidenten werden in der Geschäftsordnung von Eurojust dargelegt. Der Präsident 
und die Vizepräsidenten werden bei [...] der Wahrnehmung ihrer Aufgaben vom 
Verwaltungspersonal unterstützt. 

2. Die Vizepräsidenten vertreten den Präsidenten im Fall seiner Verhinderung. 

3. Die Amtszeit des Präsidenten und der Vizepräsidenten beträgt vier Jahre. Eine einmalige 
Wiederwahl ist zulässig.  

3a.  Wird ein nationales Mitglied zum Präsidenten oder Vizepräsidenten von Eurojust 
gewählt, so verlängert sich seine Amtszeit, damit gewährleistet ist, dass es seine Aufgabe 
als Präsident oder Vizepräsident wahrnehmen kann. 

4.11 Erfüllt der Präsident oder Vizepräsident nicht länger die Voraussetzungen für die 
Ausübung seines Amtes, so kann er vom Kollegium auf Vorschlag eines Drittels seiner 
Mitglieder entlassen werden.  Der Beschluss wird mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder – ohne den betroffenen Präsidenten oder Vizepräsidenten – 
angenommen. 

                                                 
11   EE: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 11 Absatz 4. 
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5.12 Wird ein nationales Mitglied zum Präsidenten oder Vizepräsidenten von Eurojust [...] 
gewählt, [...] kann [...]13der betreffende Mitgliedstaat eine andere entsprechend 
qualifizierte Person14 zur Verstärkung des nationalen Verbindungsbüros für die Dauer 
der Ernennung des bisherigen Mitglieds zum Präsidenten oder Vizepräsidenten 
entsenden.  

 

15Artikel 11a 

Entschädigungsmechanismus für die Wahl zum Präsidenten oder Vizepräsidenten 

 1. Innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieser Verordnung legt der Rat [...] auf 
Vorschlag der Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten16 [...] ein Modell mit 
einem festen Entschädigungssatz für die Zwecke des Artikels 11 Absatz 5 fest, der dem 
Mitgliedstaat, dessen nationales Mitglied zum Präsidenten oder Vizepräsidenten gewählt 
wurde, bereitgestellt wird. 

 2. Die Entschädigung steht jedem Mitgliedstaat zu, wenn 

 i) sein nationales Mitglied zum Präsidenten oder Vizepräsidenten gewählt wurde, 

 ii) er beim Kollegium eine Entschädigung beantragt und nachweist, dass das nationale 
Verbindungsbüro aufgrund der gestiegenen Arbeitsbelastung verstärkt werden muss. 

                                                 
12  DE, EE, BE und HR: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 11 Absatz 5. 
13  […] 
14  Erwägungsgrund zwecks Begriffsbestimmung für "entsprechend qualifizierte Person": 

"Entsprechend qualifizierte Personen sind Personen, die über die notwendigen 
Qualifikationen und die notwendige Erfahrung verfügen, um die Aufgaben auszuführen, die 
zur Gewährleistung des effizienten Funktionierens des nationalen Verbindungsbüros 
erforderlich sind.  In dieser Hinsicht können sie den Status des [...] Stellvertreters oder des 
Assistenten gemäß Artikel 7 einnehmen oder alternativ dazu eine eher 
verwaltungstechnische oder technische Funktion innehaben.  Jeder Mitgliedstaat 
entscheidet diesbezüglich über seine eigenen Anforderungen". 

15  DE, EE und AT: Prüfungsvorbehalt. 
16  Ein Erwägungsgrund wird hinzugefügt, in dem die Übertragung der 

Durchführungsbefugnisse auf den Rat im Einklang mit Artikel 291 Absatz 2 AEUV 
gebührend begründet wird. 



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 19 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

 3.  Die geleistete Entschädigung entspricht 70 % des nationalen Entgelts für die entsandte 
Person, wobei ein Höchstbetrag von XX [vom Kollegium zu bestimmen] gilt.  
Lebenshaltungskosten und sonstige Ausgaben werden ähnlich wie für EU-Beamte oder 
andere ins Ausland entsandte Beschäftigte des öffentlichen Dienstes gewährt.17  

 4.  Die Kosten für den Entschädigungsmechanismus gehen zulasten des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union. 

Artikel 12 
Sitzungen des Kollegiums 

1. Die Sitzungen des Kollegiums werden vom Präsidenten einberufen. 

2. Das Kollegium hält mindestens eine [...] Sitzung pro Monat ab. [...] Darüber hinaus tritt es auf 
Veranlassung des Präsidenten [...] oder auf Antrag mindestens eines Drittels seiner Mitglieder 
zusammen. 

3. Die Europäische Staatsanwaltschaft erhält die Tagesordnungen sämtlicher Sitzungen des 
Kollegiums und wird [vom Kollegium eingeladen] [...], an diesen Sitzungen ohne 
Stimmrecht teilzunehmen, wenn Fragen erörtert werden, die [...] für ihre Arbeit relevant sein 
können. 

Artikel 13  
Abstimmungsregeln für das Kollegium  

1. Sofern nichts anderes vorgesehen ist, beschließt das Kollegium mit der Mehrheit seiner 
Mitglieder. 

2. Jedes Mitglied verfügt über eine Stimme. Bei Abwesenheit eines Mitglieds sind sein 
Stellvertreter und Assistenten berechtigt, dessen Stimmrecht gemäß Artikel 7 Absatz 4 
auszuüben. 

[…] [...]18 

                                                 
17 Verweis auf die besonderen Regeln, die für die Entsendung von EU-Beamten gelten, hinzufügen. 
18 […] 
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[...] 

[…] 

[...] 

[…] 

 

ABSCHNITT IV  
EXEKUTIVAUSSCHUSS 

Artikel 16  
Aufgaben des Exekutivausschusses  

1. Das Kollegium wird von einem Exekutivausschuss unterstützt. Der Exekutivausschuss ist für 
wichtige Verwaltungsbeschlüsse zuständig, mit denen die Arbeit von Eurojust 
gewährleistet wird. Er führt außerdem die erforderlichen Vorbereitungsarbeiten zu 
anderen Verwaltungsangelegenheiten im Hinblick auf deren Billigung durch das 
Kollegium im Einklang mit Artikel 5 Absatz 2 durch.  Er ist nicht in die operativen 
Aufgaben von Eurojust nach den Artikeln 4 und 5 eingebunden.  [...]  

1a. Der Exekutivausschuss [...] kann das Kollegium bei der Erstellung des jährlichen 
Haushaltsplans von Eurojust, des Jahresberichts und des jährlichen und des 
mehrjährigen Arbeitsprogramms konsultieren; zur Erfüllung seiner Aufgaben kann er 
weitere nicht-operative Informationen beim Kollegium einholen. 
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2. Der Exekutivausschuss [...] a) billigt die jährlichen und die mehrjährigen 
Arbeitsprogramme von Eurojust anhand des vom Verwaltungsdirektor erstellten 
Entwurfs und leitet sie dem Kollegium zur Annahme zu; 

b) erlässt alle Beschlüsse zur Einrichtung und gegebenenfalls zur Änderung der internen 
Verwaltungsstrukturen von Eurojust;  

c) führt zusätzliche Verwaltungsaufgaben durch, die ihm vom Kollegium nach 
Artikel 5 Absatz 4 übertragen werden;  

d) erstellt den jährlichen Haushaltsplan von Eurojust zur Annahme durch das 
Kollegium;  

e) billigt den Jahresbericht über die Tätigkeit von Eurojust und leitet ihn dem 
Kollegium zur Annahme zu. [...]; 

f) nimmt die für Eurojust geltende Finanzregelung nach Artikel 52 an;  

g) ernennt einen Rechnungsführer und einen Datenschutzbeauftragten, die ihre 
Tätigkeiten funktionell unabhängig ausüben; 

h) nimmt eine Betrugsbekämpfungsstrategie [...] für Eurojust anhand eines vom 
Verwaltungsdirektor erstellten Entwurfs an; 

i) erlässt geeignete Durchführungsbestimmungen zum Statut der Beamten und zu den 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten nach Artikel 110 des 
Statuts; 

j) gewährleistet angemessene Folgemaßnahmen zu den Feststellungen und Empfehlungen 
interner oder externer Prüfberichte, Bewertungen und Ermittlungen, soweit sie nicht 
mit der operativen Arbeit des Kollegiums in Zusammenhang stehen, einschließlich 
derjenigen des Europäischen Datenschutzbeauftragten (EDSB) und des Europäischen 
Amts für Betrugsbekämpfung (OLAF); 
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[...] 

k) erlässt nach Artikel 110 des Statuts einen Beschluss auf der Grundlage  von 
Artikel 2 Absatz 1 des Statuts der Beamten und von Artikel 6 der 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten, mit dem dem 
Verwaltungsdirektor die entsprechenden Befugnisse der Anstellungsbehörde 
übertragen und die Bedingungen festgelegt werden, unter denen die 
Befugnisübertragung ausgesetzt werden kann. Der Verwaltungsdirektor kann 
diese Befugnisse weiter übertragen. 

[...] 

4. Der Exekutivausschuss setzt sich aus dem Präsidenten und den Vizepräsidenten des 
Kollegiums, einem Vertreter der Kommission [...], zwei weiteren Mitgliedern des 
Kollegiums, die gemäß dessen Geschäftsordnung nach einem zweijährigen Rotationssystem 
bestimmt werden, und dem Verwaltungsdirektor zusammen.   

4a.  Der Präsident des Kollegiums führt den Vorsitz im Exekutivausschuss. Der 
Exekutivausschuss trifft seine Beschlüsse mit der Mehrheit seiner Mitglieder. Jedes Mitglied 
mit Ausnahme des Verwaltungsdirektors verfügt über eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Präsidenten den Ausschlag.  

5. [...] Die Amtszeit der Mitglieder des Exekutivausschusses endet mit dem Ende ihrer Amtszeit 
als nationale Mitglieder, Präsident oder Vizepräsident. 

6. Der Exekutivausschuss tritt [...] mindestens einmal im Monat [...] zusammen. Außerdem tritt 
er auf Veranlassung seines Vorsitzenden oder auf Antrag der Kommission oder von 
mindestens zwei anderen Mitgliedern zusammen. 
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7. Die Europäische Staatsanwaltschaft erhält die Tagesordnungen der Sitzungen des 
Exekutivausschusses und ist ohne Stimmrecht zur Teilnahme an diesen Sitzungen befugt, 
wenn Fragen erörtert werden, die [...] für ihre Arbeit relevant sind.  

8. Die Europäische Staatsanwaltschaft kann dem Exekutivausschuss schriftliche Stellungnahmen 
vorlegen, die der Exekutivausschuss unverzüglich schriftlich beantwortet. 

 

Artikel 16a 
Jährliche und mehrjährige Programmplanung 

1. Bis zum [30. November jedes Jahres] nimmt das Kollegium anhand eines vom 
Verwaltungsdirektor unterbreiteten Entwurfs, der vom Exekutivausschuss gebilligt wurde, ein 
Programmplanungsdokument für ein mehrjähriges und ein jährliches Arbeitsprogramm an. 
Das Kollegium übermittelt dieses Dokument dem Europäischen Parlament, dem Rat und der 
Kommission. Das Arbeitsprogramm wird nach der endgültigen Feststellung des 
Gesamthaushaltsplans endgültig und wird erforderlichenfalls entsprechend angepasst. 

2. Das jährliche Arbeitsprogramm umfasst genaue Ziele und erwartete Ergebnisse einschließlich 
Leistungsindikatoren. Es enthält ferner eine Beschreibung der zu finanzierenden Maßnahmen 
und Angaben zu den jeder Maßnahme zugewiesenen Finanzmitteln und Humanressourcen, im 
Einklang mit den Grundsätzen der tätigkeitsbezogenen Aufstellung des Haushaltsplans und 
des maßnahmenbezogenen Managements. Das jährliche Arbeitsprogramm steht mit dem 
mehrjährigen Arbeitsprogramm nach Absatz 4 in Einklang. Im jährlichen Arbeitsprogramm 
ist klar angegeben, welche Aufgaben im Vergleich zum vorangegangenen Haushaltsjahr 
hinzugefügt, verändert oder gestrichen wurden. 

3. Der Exekutivausschuss ändert das angenommene jährliche Arbeitsprogramm, wenn Eurojust 
eine neue Aufgabe übertragen wird. Wesentliche Änderungen des jährlichen 
Arbeitsprogramms werden nach demselben Verfahren wie das ursprüngliche jährliche 
Arbeitsprogramm angenommen. Der Exekutivausschuss kann die Befugnis zur Vornahme 
nicht wesentlicher Änderungen am jährlichen Arbeitsprogramm dem Verwaltungsdirektor 
übertragen; dieser unterrichtet den Exekutivausschuss über jede dieser Änderungen. 
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4. Im mehrjährigen Arbeitsprogramm wird die strategische Gesamtplanung einschließlich 
Zielen, erwarteten Ergebnissen und Leistungsindikatoren festgelegt. Es enthält ferner die 
Ressourcenplanung einschließlich des Mehrjahreshaushalts und des Personals. Die 
Ressourcenplanung wird jährlich aktualisiert. Die strategische Programmplanung wird 
erforderlichenfalls aktualisiert, insbesondere zur Berücksichtigung der Ergebnisse der in 
Artikel 56 genannten Bewertung. 

 

 

ABSCHNITT V  
VERWALTUNGSDIREKTOR 

[…] 

Artikel 17  
Status des Verwaltungsdirektors  

1. Der Verwaltungsdirektor wird als Zeitbediensteter von Eurojust gemäß Artikel 2 Buchstabe a 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union 
eingestellt. 

2. Der Verwaltungsdirektor wird vom Kollegium aus einer Liste von Bewerbern ernannt, die der 
[...] Exekutivausschuss19 im Anschluss an ein offenes und transparentes Auswahlverfahren 
gemäß der Geschäftsordnung von Eurojust vorschlägt. Für den Abschluss des Vertrags des 
Verwaltungsdirektors wird Eurojust durch den Präsidenten des Kollegiums vertreten.  

3. Die Amtszeit des Verwaltungsdirektors beträgt [...] vier Jahre. Vor Ende dieses Zeitraums 
nimmt der [...] Exekutivausschuss eine Bewertung vor, bei der die Leistung des 
Verwaltungsdirektors berücksichtigt wird. 

                                                 
19  KOM: Möchte ihre Rolle im Auswahlverfahren wieder einführen (bezieht sich auf die 

Absätze 2, 3 und 4).  
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4. Das Kollegium kann auf Vorschlag des [...] Exekutivausschusses unter Berücksichtigung der 
Bewertung nach Absatz 3 die Amtszeit des Verwaltungsdirektors einmal um höchstens [...] 
vier Jahre verlängern. 

5. Ein Verwaltungsdirektor, dessen Amtszeit verlängert wurde, darf am Ende des 
Gesamtzeitraums nicht an einem weiteren Auswahlverfahren für dieselbe Stelle teilnehmen.  

6. Der Verwaltungsdirektor legt dem Kollegium [...] Rechenschaft ab. 

7. Der Verwaltungsdirektor kann seines Amtes nur aufgrund eines Beschlusses des Kollegiums, 
der mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder gefasst wird, enthoben 
werden. [...]  

Artikel 18  
Zuständigkeiten des Verwaltungsdirektors 

1. Für Verwaltungszwecke wird Eurojust von seinem Verwaltungsdirektor verwaltet.  

2. Unbeschadet der Befugnisse [...] des Kollegiums und des Exekutivausschusses übt der 
Verwaltungsdirektor sein Amt unabhängig aus; er fordert keine Anweisungen von 
Regierungen oder sonstigen Stellen an und nimmt auch keine Anweisungen von diesen 
entgegen. 

3. Der Verwaltungsdirektor ist der rechtliche Vertreter von Eurojust. 

4. Der Verwaltungsdirektor ist zuständig für die Wahrnehmung der Verwaltungsaufgaben von 
Eurojust. Der Verwaltungsdirektor ist insbesondere zuständig für 

a) die Führung der laufenden Geschäfte von Eurojust und die Personalverwaltung; 

b) die Durchführung der vom Kollegium und vom Exekutivausschuss gefassten 
Beschlüsse; 

c) die Erstellung des [...] jährlichen und des mehrjährigen Arbeitsprogramms, [...] das 
er dem Exekutivausschuss [...] zur Billigung vorlegt [...];  



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 26 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

d) die Umsetzung des [...] jährlichen und mehrjährigen Arbeitsprogramms und die 
Berichterstattung darüber an den Exekutivausschuss [...];  

e) die Ausarbeitung eines Jahresberichts über die Tätigkeit von Eurojust und dessen 
Vorlage beim Exekutivausschuss zur Billigung [...];  

f) die Ausarbeitung eines Aktionsplans als Folgemaßnahme zu den Schlussfolgerungen 
interner oder externer Prüfberichte, Bewertungen und Ermittlungen, zu denen auch 
diejenigen des Europäischen Datenschutzbeauftragten und des OLAF zählen, sowie die 
Berichterstattung über die erzielten Fortschritte zwei Mal pro Jahr an den 
Exekutivausschuss, das Kollegium, die Kommission und den Europäischen 
Datenschutzbeauftragten; 

[...] 

g) die Ausarbeitung einer Betrugsbekämpfungsstrategie für Eurojust, die er dem 
Exekutivausschuss zur Billigung vorlegt; 

h) die Ausarbeitung des Entwurfs der für Eurojust geltenden Finanzregelung; 

i) die Ausarbeitung des Entwurfs des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben von 
Eurojust sowie die Ausführung des Haushaltsplans. 
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j) die Ausübung – gegenüber dem Personal der Agentur – der Befugnisse, die der 
Anstellungsbehörde durch das Statut der Beamten20 und durch die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten21 übertragen sind (im 
Folgenden "Befugnisse der Anstellungsbehörde"); 

k)  [...] die erforderliche verwaltungstechnische Unterstützung zur Erleichterung der 
operativen Arbeit von Eurojust; 

l) die Unterstützung des Präsidenten und der Vizepräsidenten bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben; 

5.  2223Der Rat kann den Verwaltungsdirektor auffordern, über die Durchführung seiner 
Aufgaben Bericht zu erstatten. 

                                                 
20 Verordnung Nr. 31 (EWG), Nr. 11 (EAG) vom 18. Dezember 1961 über das Statut der 

Beamten und über die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft, ABl. P 45 
vom 14.6.1962, S. 1385, geändert insbesondere durch die Verordnung 259/68 des Rates 
vom 29. Februar 1968 (ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1) mit späteren Änderungen. 

21 Verordnung Nr. 31 (EWG), Nr. 11 (EAG) vom 18. Dezember 1961 über das Statut der 
Beamten und über die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft, ABl. P 45 
vom 14.6.1962, S. 1385, geändert insbesondere durch die Verordnung 259/68 des Rates 
vom 29. Februar 1968 (ABl. L 56 vom 4.3.1968, S. 1) mit späteren Änderungen. 

22  FR und KOM: Vorbehalt zu Artikel 18 Absatz 5.  
23  Diese Bestimmung spiegelt Artikel 19 Absatz 3 der Europol-Verordnung wider und wurde 

aus Artikel 55 Absatz 10 der vorliegenden Verordnung übernommen, um dem Wunsch der 
Delegationen nach einer besseren Aufsicht des Rates über die Arbeit von Eurojust 
nachzukommen. 
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KAPITEL III 
OPERATIVE FRAGEN 

Artikel 19 
Koordinierungsdauerdienst (KoDD) 

1.  Eurojust betreibt zur Erfüllung seiner Aufgaben in dringenden Fällen einen 
Koordinierungsdauerdienst, der imstande ist, jederzeit Ersuchen entgegenzunehmen und zu 
bearbeiten. Der Koordinierungsdauerdienstes muss täglich rund um die Uhr erreichbar [...] 
sein. 

2.  Der Koordinierungsdauerdienst wird von einem Vertreter je Mitgliedstaat (Vertreter des 
Koordinierungsdauerdienstes) wahrgenommen, der das nationale Mitglied, sein 
Stellvertreter [...], ein zur Vertretung des nationalen Mitglieds befugter Assistent oder eine 
andere [...] [...] [...] zu diesem Zweck nach den nationalen Rechtsvorschriften benannte 
befugte Person sein kann. Der Vertreter des Koordinierungsdauerdienstes muss täglich rund 
um die Uhr einsatzbereit sein. 

3.  Die Vertreter des Koordinierungsdauerdienstes erledigen das Ersuchen in ihrem 
Mitgliedstaat unverzüglich durch die Ausübung der ihnen gemäß Artikel 8 zur 
Verfügung stehenden Befugnisse.  

Artikel 20 
Nationales Eurojust-Koordinierungssystem 

1.  Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere nationale Anlaufstellen für Eurojust. 

2.  Jeder Mitgliedstaat richtet ein nationales Eurojust-Koordinierungssystem ein zur 
Gewährleistung der Koordinierung der Arbeit der 

a) nationalen Eurojust-Anlaufstellen; 

b) nationalen Eurojust-Anlaufstelle für Terrorismusfragen; 
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c) nationalen Anlaufstelle für das Europäische Justizielle Netz für Strafsachen und bis zu 
dreier weiterer Kontaktstellen des Europäischen Justiziellen Netzes; 

d) nationalen Mitglieder oder Kontaktstellen des Netzes gemeinsamer Ermittlungsgruppen 
und der Netze, die mit dem Beschluss 2002/494/JI, dem Beschluss 2007/845/JI und 
dem Beschluss 2008/852/JI eingerichtet wurden. 

3.  Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Stellen oder Personen behalten ihre Stellung und 
ihren Status nach einzelstaatlichem Recht bei. 

4. Die nationalen Eurojust-Anlaufstellen sind für das Funktionieren des nationalen Eurojust-
Koordinierungssystems zuständig. Werden mehrere Eurojust-Anlaufstellen benannt, so ist 
eine von ihnen für das Funktionieren des nationalen Eurojust-Koordinierungssystems 
zuständig. 

4a. Das nationale Mitglied von Eurojust wird über alle Sitzungen des nationalen Eurojust-
Koordinierungssystems, in denen mit der Fallarbeit zusammenhängende Fragen 
erörtert werden, unterrichtet und kann erforderlichenfalls daran teilnehmen.  

5. Das nationale Eurojust-Koordinierungssystem erleichtert innerhalb des Mitgliedstaats die 
Wahrnehmung der Aufgaben von Eurojust insbesondere durch 

a)  die Gewährleistung, dass das Fallbearbeitungssystem gemäß Artikel 24 die 
Informationen im Zusammenhang mit dem betroffenen Mitgliedstaat auf effiziente 
und zuverlässige Art erhält; 

b) Unterstützung bei der Klärung der Frage, ob ein [...] Ersuchen mit Hilfe von Eurojust 
oder des Europäischen Justiziellen Netzes zu [...] bearbeiten ist; 

c) Unterstützung des nationalen Mitglieds bei der Ermittlung der zuständigen Behörden 
für die Erledigung von Ersuchen und Entscheidungen betreffend die justizielle 
Zusammenarbeit, auch wenn sie auf Rechtsakten basieren, die dem Grundsatz der 
gegenseitigen Anerkennung Wirkung verleihen; 

d) Pflege eines engen Kontakts zur nationalen Europol-Stelle, anderen Kontaktstellen 
des Europäischen Justiziellen Netzes sowie sonstigen einschlägigen zuständigen 
nationalen Behörden. 
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6. Zur Erfüllung der in Absatz 5 genannten Ziele werden die in Absatz 1 und Absatz 2 
Buchstaben a, b und c genannten Stellen/Personen gemäß diesem Artikel und den Artikeln 24, 
25, 26 und 30 an das Fallbearbeitungssystem angebunden; die in Absatz 2 Buchstabe d 
genannten Stellen/Personen können an das Fallbearbeitungssystem angebunden werden. Die 
Kosten für die Anbindung an das Fallbearbeitungssystem werden aus dem 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union finanziert. 

7. Die Einrichtung des nationalen Eurojust-Koordinierungssystems und die Benennung der 
nationalen Anlaufstellen schließen direkte Kontakte zwischen dem nationalen Mitglied und 
den zuständigen Behörden seines Mitgliedstaats nicht aus. 

Artikel 2124 

 
Informationsaustausch mit den Mitgliedstaaten und zwischen den nationalen Mitgliedern 

1. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten tauschen mit Eurojust alle Informationen aus, 
die zur Wahrnehmung der Aufgaben von Eurojust gemäß den Artikeln 2 und 4 sowie den in 
dieser Verordnung festgelegten Datenschutzvorschriften erforderlich sind. Dazu gehören 
zumindest die Informationen gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 [...], die an Eurojust 
übermittelt werden, um mögliche Verbindungen zwischen Fällen in verschiedenen 
Mitgliedstaaten aufzudecken. 

2. Die Übermittlung von Informationen an Eurojust gilt nur dann als Ersuchen um Hilfe von 
Eurojust im betreffenden Fall [...], wenn dies von einer zuständigen Behörde ausdrücklich 
angegeben wird. 

3. Die nationalen Mitglieder tauschen untereinander oder mit den zuständigen Behörden ihres 
Mitgliedstaats ohne vorherige Zustimmung alle Informationen aus, die zur Wahrnehmung 
der Aufgaben von Eurojust erforderlich sind. Insbesondere informieren die zuständigen 
nationalen Behörden ihre nationalen Mitglieder so rasch wie möglich über einen sie 
betreffenden Fall. 

4. Die nationalen zuständigen Behörden informieren ihre nationalen Mitglieder über die 
Einsetzung gemeinsamer Ermittlungsteams sowie über die Ergebnisse ihrer Arbeit. 

                                                 
24  DE und SI: Prüfungsvorbehalt zu diesem Artikel. 
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5. Die nationalen zuständigen Behörden informieren ihre nationalen Mitglieder unverzüglich 
über jeden Fall [...], der mindestens drei Mitgliedstaaten direkt berührt und für den 
Ersuchen oder Entscheidungen betreffend die justizielle Zusammenarbeit, auch in Bezug auf 
Rechtsakte, die dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung Wirkung verleihen, an 
mindestens zwei Mitgliedstaaten gerichtet wurden und 

a) bei dem die betreffende Straftat in die Zuständigkeit von Eurojust fällt und im 
ersuchenden oder ausstellenden Mitgliedstaat mit einer Freiheitsstrafe oder 
freiheitsentziehenden Maßregel der Sicherung im Höchstmaß von mindestens fünf 
oder sechs Jahren bedroht ist,  

oder 

b) bei dem es faktische Anhaltspunkte dafür gibt, dass eine kriminelle Organisation 
beteiligt ist, 

oder 

c) bei dem es Anhaltspunkte dafür gibt, dass der Fall gravierende länderübergreifende 
Ausmaße annehmen oder Auswirkungen auf Ebene der Europäischen Union haben 
könnte oder dass er andere Mitgliedstaaten als die, die unmittelbar einbezogen sind, 
betreffen könnte. 

6.  Die nationalen zuständigen Behörden informieren ihre nationalen Mitglieder über 

a25)  Fälle, in denen Kompetenzkonflikte aufgetreten sind [...],  

b)  kontrollierte Lieferungen, die mindestens drei Länder, von denen mindestens zwei 
Mitgliedstaaten sind, betreffen; 

c)  wiederholt auftretende Schwierigkeiten oder Weigerungen bezüglich der Erledigung 
von Ersuchen und Entscheidungen betreffend die justizielle Zusammenarbeit, auch 
wenn sie auf Rechtsakten basieren, die dem Grundsatz der gegenseitigen Anerkennung 
Wirkung verleihen. 

                                                 
25  CZ: Fußnote zu Artikel 6 Buchstabe a. 
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7. Die nationalen Behörden sind nicht verpflichtet, in einem bestimmten Fall Informationen 
bereitzustellen, wenn dies 

a) wesentliche nationale Sicherheitsinteressen beeinträchtigen würde, oder 

b)  die Sicherheit von Personen gefährden würde. 

8. Dieser Artikel lässt in bilateralen oder multilateralen Übereinkünften und Vereinbarungen 
zwischen Mitgliedstaaten und Drittländern festgelegte Bedingungen unberührt; hierzu 
zählen auch alle von Drittländern festgelegten Bedingungen zur Verwendung der von ihnen 
übermittelten Informationen. 

9. Die in diesem Artikel genannten Informationen werden auf strukturierte Weise gemäß den 
Festlegungen von Eurojust übermittelt. Die Informationen werden nicht übermittelt, 
wenn sie bereits an Eurojust gemäß anderen Bestimmungen dieser Verordnung 
übermittelt wurden. 

Artikel 22 
Informationsübermittlung von Eurojust an zuständige nationale Behörden 

1. Eurojust übermittelt den zuständigen nationalen Behörden Informationen und 
Rückmeldungen über die Ergebnisse der Auswertung der Informationen, einschließlich 
über das Vorliegen von Verbindungen zu bereits im Fallbearbeitungssystem gespeicherten 
Fällen. Bei diesen Informationen kann es sich auch um personenbezogene Daten handeln. 

2. Wird Eurojust von einer zuständigen nationalen Behörde um Erteilung von Informationen 
ersucht, so übermittelt es die Informationen innerhalb der von dieser Behörde erbetenen 
Frist. 

 

[...] 

[…] 
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Artikel 24 
Fallbearbeitungssystem, Index und befristet geführte Arbeitsdateien 

1. Eurojust richtet ein Fallbearbeitungssystem ein, das aus befristet geführten Arbeitsdateien 
und einem Index mit den in Anhang 2 genannten personenbezogenen Daten und nicht 
personenbezogenen Daten besteht. 

2. Zweck des Fallbearbeitungssystems ist die 

a)  Hilfe bei der Durchführung und Koordinierung von Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen, die Eurojust unterstützt, insbesondere durch den 
Abgleich von Informationen zu unterstützen; 

b)  Erleichterung des Zugangs zu Informationen über laufende Ermittlungen und 
Strafverfolgungsmaßnahmen; 

c) Erleichterung der Überwachung der Rechtmäßigkeit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und deren Übereinstimmung mit dieser Verordnung. 

3. Das Fallbearbeitungssystem kann an die gesicherte Telekommunikationsverbindung 
angebunden werden, auf die in Artikel 9 des Beschlusses 2008/976/JI Bezug genommen 
wird. 

4. Der Index enthält Verweise auf die befristet geführten Arbeitsdateien, die im Rahmen von 
Eurojust geführt werden, und darf keine anderen personenbezogenen Daten als die in den 
Absatz 1 Buchstaben a bis i, k und m sowie in Anhang 2 Nummer 2 genannten enthalten. 

5. Die nationalen Mitglieder können zur Erfüllung ihrer Aufgaben Informationen zu den von 
ihnen bearbeiteten Einzelfällen in einer befristet geführten Arbeitsdatei verarbeiten. [...] Der 
Datenschutzbeauftragte wird von dem betreffenden nationalen Mitglied über das Anlegen 
jeder neuen befristet geführten Arbeitsdatei mit personenbezogenen Daten unterrichtet. Das 
nationale Mitglied gewährt dem Datenschutzbeauftragten Zugang zu der befristet 
geführten Arbeitsdatei. 
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6. Eurojust darf für die Verarbeitung operativer personenbezogener Daten keine anderen 
automatisierten Dateien als das Fallbearbeitungssystem [...] anlegen. Das nationale 
Mitglied kann jedoch vorübergehend personenbezogene Daten speichern und 
analysieren, um zu klären, ob diese Daten für die Aufgaben von Eurojust relevant sind 
und in das Fallbearbeitungssystem aufgenommen werden können. Diese Daten [...] 
können für die Dauer von bis zu drei Monaten gespeichert werden. 

7. [26The software and hardware of the Case Management System [...] shall be made 
available for use by the European Public Prosecutor's Office. 

8. The provisions on access to the Case Management System and the temporary work files 
shall apply mutatis mutandis to the European Public Prosecutor's Office. However, the 
information entered into the Case Management System, temporary work files and the index 
by the European Public Prosecutor's Office shall not be available for access at the national 
level.] 

Artikel 25 
Funktionsweise der befristet geführten Arbeitsdateien und des Index 

2. Eine befristet geführte Arbeitsdatei wird von dem betreffenden nationalen Mitglied für jeden 
Fall angelegt, zu dem ihm Informationen übermittelt werden, sofern diese Übermittlung 
mit dieser Verordnung [...] im Einklang steht. Jedes nationale Mitglied ist für die 
Verwaltung der befristet geführten Arbeitsdateien, die es angelegt hat, zuständig.  

2. Das nationale Mitglied, das eine befristet geführte Arbeitsdatei angelegt hat, entscheidet in 
jedem Einzelfall, ob der Zugriff auf die Arbeitsdatei beschränkt bleibt oder anderen 
nationalen Mitgliedern oder Bediensteten von Eurojust oder einer anderen vom 
Verwaltungsdirektor [...] entsprechend ermächtigten Person ganz oder teilweise gestattet 
wird. 

3. Das nationale Mitglied, das eine befristet geführte Arbeitsdatei angelegt hat, entscheidet, 
welche Informationen zu der befristet geführten Arbeitsdatei in den Index aufgenommen 
werden. 

                                                 
26 Paras 7 and 8 are in square brackets until EPPO is progressed further although changes 

suggested at the last meeting 2-3 October have been incorporated. 



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 35 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

 

Artikel 26 
Zugriff auf das Fallbearbeitungssystem auf nationaler Ebene 

1. Stellen/Personen nach Artikel 20 Absatz 2 dürfen, sofern sie an das Fallbearbeitungssystem 
angebunden sind, nur Zugriff haben auf: 

a)  den Index, es sei denn, das nationale Mitglied, das entschieden hat, die Daten in den 
Index aufzunehmen, hat den Zugriff ausdrücklich verweigert; 

b) befristet geführte Arbeitsdateien, die vom nationalen Mitglied ihres Mitgliedstaats 
angelegt wurden; 

c)  befristet geführte Arbeitsdateien, die von nationalen Mitgliedern anderer 
Mitgliedstaaten angelegt wurden und zu denen dem nationalen Mitglied ihres 
Mitgliedstaats der Zugriff gewährt wurde, außer wenn das nationale Mitglied, das die 
befristet geführte Arbeitsdatei angelegt hat, einen solchen Zugriff ausdrücklich 
verweigert hat. 

 

2. Das nationale Mitglied entscheidet innerhalb der Grenzen nach Absatz 1, in welchem 
Umfang in seinem Mitgliedstaat Stellen/Personen nach Artikel 20 Absatz 2 der Zugriff auf 
die befristet geführten Arbeitsdateien gewährt wird, sofern sie an das 
Fallbearbeitungssystem angebunden sind. 

3. Jeder Mitgliedstaat entscheidet nach Anhörung seines nationalen Mitglieds darüber, in 
welchem Umfang in diesem Mitgliedstaat Stellen/Personen nach Artikel 20 Absatz 2 der 
Zugang zum Index gewährt wird, sofern sie an das Fallbearbeitungssystem angebunden sind. 
Die Mitgliedstaaten teilen Eurojust und der Kommission mit, was sie bezüglich der 
Durchführung dieses Absatzes beschlossen haben. Die Kommission setzt die übrigen 
Mitgliedstaaten davon in Kenntnis.  

4. Stellen/Personen, denen gemäß Absatz 2 der Zugriff gewährt wurde, haben mindestens 
insoweit Zugang zum Index, als dies für den Zugang zu den befristet geführten 
Arbeitsdateien, zu denen ihnen der Zugang gewährt wurde, erforderlich ist. 
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Article 26a 

General data protection principles  

Personal data shall be: 

(a) processed fairly and lawfully; 

(b) collected for specified, explicit and legitimate purposes and not further 
processed in a manner incompatible with those purposes. Further processing of 
personal data for historical, statistical or scientific purposes shall not be 
considered incompatible provided that Eurojust provides appropriate 
safeguards, in particular to ensure that data are not processed for any other 
purposes; 

(c) adequate, relevant, and not excessive in relation to the purposes for which they 
are processed; 

(d) accurate and kept up to date; every reasonable step must be taken to ensure 
that personal data that are inaccurate, having regard to the purposes for which 
they are processed, are erased or rectified without delay; 

(e) kept in a form which permits identification of data subjects [...] for no longer 
than necessary for the purposes for which the personal data are processed [...]; 

(f) processed in a manner that ensures appropriate security of personal data and 
confidentiality of data processing. 

 

Article [...] 26b 
Administrative personal data 

1. Regulation (EC) No 45/2001 shall apply to all administrative personal data held by 
Eurojust. [...]  
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2. The Data Protection Officer at Eurojust shall carry out the functions forseen by Article 
24 of Regulation (EC) No 45/2001 with regard to administrative personal data.  

3. If the Data Protection Officer considers that the provisions of Regulation (EC) No 
45/2001 related to the processing of administrative personal data have not been 
complied with, he or she shall inform the Administrative Director, requiring him or 
her to resolve the non-compliance with a specified time.  If the Administrative Director 
does not resolve the non-compliance within a specified time, the Data Protection 
Officer shall inform the College and shall agree with the College a specified time for a 
response.  If the College does not resolve the non-compliance of the processing within 
the specified time, the Data Protection Officer shall refer the matter to the European 
Data Protection Supervisor. 

 

Article 27  
Processing of operational personal data 

1. Insofar as it is necessary to perform its tasks, [...] Eurojust may, within the framework of 
its competence and in order to carry out its operational functions, process by automated 
means or in structured manual files in accordance with this Regulation only the personal 
data listed in point 1 of Annex 2, on persons who, under the national legislation of the 
Member States concerned are suspected of having committed or having taken part in a 
criminal offence in respect of which Eurojust is competent or who have been convicted of 
such an offence. 

2. Eurojust may process only the personal data listed in point 2 of Annex 2, on persons who, 
under the national legislation of the Member States concerned, are regarded as witnesses or 
victims in a criminal investigation or prosecution regarding one or more of the types of 
crime and the offences referred to in Article 3, [...] The processing of such personal data 
may only take place if it is strictly necessary for the fulfillment of the [...] tasks of 
Eurojust, within the framework of its competence and in order to carry out its operational 
functions. 
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3. In exceptional cases, Eurojust may also, for a limited period of time which shall not exceed 
the time needed for the conclusion of the case related to which the data are processed, 
process personal data other than those referred to in paragraphs 1 and 2 relating to the 
circumstances of an offence where they are immediately relevant to and included in on-
going investigations which Eurojust is coordinating or helping to coordinate and when 
their processing is strictly necessary for the purposes specified in paragraph 1. The Data 
Protection Officer referred to in Article 31 shall be informed immediately of recourse to 
this paragraph and of the specific circumstances which justify the necessity of the 
processing of such personal data. Where such other data refer to witnesses or victims 
within the meaning of paragraph 2, the decision to process them shall be taken jointly by at 
least two national members. 

4. Personal data, processed by automated or other means, revealing racial or ethnic origin, 
political opinions, religious or philosophical beliefs, trade union membership, and the 
processing of genetic data concerning health or sex life may be processed by Eurojust 
only when such data are strictly necessary for the national investigations concerned as well 
as for coordination within Eurojust and if they supplement other personal data already 
processed. The Data Protection Officer shall be informed immediately of recourse to this 
paragraph. Such data may not be processed in the Index referred to in Article 24(4). Where 
such other data refer to witnesses or victims within the meaning of paragraph 3, the 
decision to process them shall be taken by the College. 

[...] 

4(a) No decision which produces adverse legal effects concerning a data subject shall be 
based solely on automated processing of data referred to in paragraph 4, unless the 
decision is expressly authorised pursuant to national or Union legislation.  
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Article 28  
Time limits for the storage of operational personal data 

1. Operational [...] personal data processed by Eurojust shall be stored by Eurojust for 
only as long as is necessary for the performance of its tasks. In particular, w [...] 
ithout prejudice to paragraph 3, the personal data referred to in Article 27 may not be 
stored beyond the first applicable among the following dates: 

a) the date on which prosecution is barred under the statute of limitations of all the 
Member States concerned by the investigation and prosecutions; 

b) the date on which Eurojust is informed that the person has been acquitted and the 
judicial decision became final; 

c) three years after the date on which the judicial decision of the last of the Member 
States concerned by the investigation or prosecutions became final; 

d) the date on which Eurojust and the Member States concerned mutually established or 
agreed that it was  

no longer necessary for Eurojust to coordinate the investigation and prosecutions, unless 
there is an obligation to provide Eurojust with this information in accordance with 
Article 21(5) or (6); 

e) three years after the date on which data were transmitted in accordance with Article 
21(4 [...] ), or (5 [...] ). 

2. Observance of the storage deadlines referred to [...] paragraph 1(a) shall be reviewed 
constantly by appropriate automated processing particularly from the moment in which 
the case is closed by Eurojust. Nevertheless, a review of the need to store the data shall 
be carried out every three years after they were entered; such a review shall then apply to 
the case as a whole. If data concerning persons referred to in Article 27(4) are stored for a 
period exceeding five years, [the European Data Protection Supervisor] shall be informed 
accordingly. 
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3. When one of the storage deadlines referred to in [...] paragraph 1(a) has expired, Eurojust 
shall review the need to store the data longer in order to enable it to perform its tasks and it 
may decide by way of derogation to store those data until the following review. The 
reasons for the continued storage must be justified and recorded. If no decision is taken on 
the continued storage of personal data at the time of the review, those data shall be deleted 
immediately.[...]. [...] [...]  

4. Where, in accordance with paragraph 3, data have been stored beyond the dates referred to 
in paragraph 1(a), a review of the need to store those data shall take place every three years 
by [the European Data Protection Supervisor][JSB]. 

5. [...] [...] Once the deadline for storage of the last item of automated data from the file has 
elapsed, all documents in the file shall be [...] destroyed with the exception of any 
original documents which Eurojust has received from national authorities and which 
need to be returned to their originator. 

6. Where Eurojust has coordinated an investigation or prosecutions, the national members 
concerned shall inform the other national members concerned whenever they receive 
information that [...] the case has become final. [...] [...] 
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Article 28a 27 
[...] Security of operational personal data 

1. Eurojust and, insofar as it is concerned by data transmitted from Eurojust, each 
Member State, shall, as regards the processing of operational personal data within the 
framework of this Regulation protect personal data against accidental or unlawful 
destruction, accidental loss or unauthorised disclosure, alteration and access or any 
other unauthorised form of processing. 

2. Eurojust and each Member State shall implement appropriate technical and 
organisational measures with regard to data security and in particular measures 
designed to: 

(a) deny unauthorised persons access to data processing equipment used for 
processing personal data (equipment access control); 

(b) prevent the unauthorised reading, copying, modification or removal of data media 
 (data media control); 

(c) prevent the unauthorised input of data and the unauthorised inspection, 
modification or deletion of stored personal data (storage control) ; 

(d) prevent the use of automated data processing systems by unauthorised persons 
using data communication equipment (user control); 

(e) ensure that persons authorised to use an automated data processing system only 
have access to the data covered by their access authorisation (data access control); 

(f) ensure that it is possible to verify and establish to which bodies personal data are 
transmitted when data are communicated (communication control); 

(g) ensure that it is subsequently possible to verify and establish which personal data 
have been input into automated data processing systems and when and by whom 
the data were input (input control); 

                                                 
27  Scrutiny reservation France and Slovakia 
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(h) prevent unauthorised reading, copying, modification or deletion of personal data 
during transfers of personal data or during transportation of data media 
(transport control). 

(i) ensure that installed systems may, in the event of interruption, be restored 
immediately (recovery); 

(j) ensure that the functions of the system perform without fault, that the occurrence 
of faults in the functions is immediately reported (reliability) and that stored data 
cannot be corrupted by system malfunctions (integrity). 

3. Eurojust and Member States shall define mechanisms to ensure that security needs 
are taken on board across information system boundaries. 

4. In case of a security breach, involving personal data, Eurojust shall notify, without 
undue delay and, where feasible, not later than 24 hours after having become aware 
of it, the breach to the Data Protection Officer, [to the European Data Protection 
Supervisor][JSB] as well as to Member States affected. 

 

Article 29  
Logging and documentation of operational personal data 

1. For the purposes of verification of the lawfulness of the data processing, self-monitoring 
and ensuring proper data integrity and security, Eurojust shall keep records of any 
collection, alteration, access, disclosure, combination or erasure of operational personal 
data [...]. It shall also keep records of transmission to third parties. Such logs or 
documentation shall be deleted after 18 months, unless they are further required for on-
going control. 
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2. Logs or documentation prepared under paragraph 1 shall be communicated on request to 
[the European Data Protection Supervisor][JSB]. [The European Data Protection 
Supervisor][JSB] shall use this information only for the purpose of data protection control, 
ensuring proper data processing, and data integrity and security. 

Article 30  
Authorised access to operational personal data 

Only national members, their deputies and their Assistants, persons referred to in Article 20(2) in so 
far as they are connected to the Case Management System and authorised Eurojust staff may, for 
the purpose of achieving Eurojust's tasks and within the limits provided for in Articles 24, 25 and 
26, have access to operational personal data processed by Eurojust [...]. 

Article 31  
Appointment of the Data Protection Officer 

1. The Executive Board shall appoint a Data Protection Officer [...], who shall be a member 
of staff specifically appointed for this purpose. In the performance of his or her 
duties, he or she shall act independently and may not receive any instructions. 

1a.  The Data Protection Officer shall be selected on the basis of his/her personal and 
professional qualities and, in particular, the expert knowledge of data protection. 

[...] 

1b [...]. The Data Protection Officer shall be appointed for a term of four years.  He/she shall 
be eligible for reappointment up to a maximum total term of eight years.  He/she may 
be dismissed from the post of Data Protection Officer by the Executive Board [only 
with the consent of the European Data Protection Supervisor,] if he/she no longer 
fulfils the conditions required for the performance of his/her duties.  
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2. [...] The Data Protection Officer shall in particular have the following tasks, 
regarding the processing of personal data, to: 

aa) ensure Eurojust's compliance with the data protection provisions of this 
Regulation, Regulation 45/2001 and the relevant data protection provisions in 
the rules of procedure of Eurojust; 

a) ensure that a record of the transfer and receipt of personal data is kept in 
accordance with the provisions to be laid down in the rules of procedure of 
Eurojust; 

bb) ensure that data subjects are informed of their rights under this Regulation at 
their request; 

b) cooperate with Eurojust staff responsible for procedures, training and advice on data 
processing;  

c) prepare an annual report and communicate that report to the College and to [the 
European Data Protection Supervisor].  

3. In the performance of his or her tasks, the Data Protection Officer shall have access to all 
the data processed by Eurojust and to all Eurojust premises.  

4. Eurojust’s staff members assisting the Data Protection Officer in the performance of his or 
her duties shall have access to the personal data processed at Eurojust and to Eurojust 
premises to the extent necessary for the performance of their tasks. 
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5. If the Data Protection Officer considers that the provisions  of [...] this Regulation related 
to the processing of operational personal data have not been complied with, he or she shall 
inform the Administrative Director requiring him or her to resolve the non-compliance 
within a specified time [...] [...]. If the Administrative Director [...] does not resolve the 
non-compliance of the processing within the specified time, the Data Protection Officer 
shall refer the matter to the College. [...]. [...] If the College does not resolve the non-
compliance of the processing within the specified time, the Data Protection Officer 
shall refer the matter to the European Data Protection Supervisor/JSB 

[...] 

Article 322829  
Modalities regarding the exercise of the right of access to operational personal data 

1. Any data subject wishing to exercise the right of access to operational personal data may 
make a request to that effect free of charge [...] to the authority appointed for this purpose 
in the Member State of their choice. That authority shall refer the request to Eurojust 
without delay and in any case within one month of receipt.  

2. The request shall be answered by Eurojust without undue delay and in any case within 
three months of its receipt by Eurojust. 

                                                 
28  Slovenian scrutiny reservation on Paras 3 and 6(a) and the deletion of Para 7.  
29  French scrutiny reservation on the Article. 
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2(a) Access to operational personal data based on any requests made under paragraph 1 
[...] may be refused or restricted, if [...] such a refusal or restriction constitutes a 
necessary measure to: 

(a) enable Eurojust to fulfil its tasks properly; 

 (b) guarantee that any national investigation will not be jeopardised or prosecution 
prejudiced;  

(c) protect the rights and freedoms of others.  

When the applicability of an exemption is assessed, the interests of the person 
concerned shall be taken into account. 

3. The competent authorities of the Member States concerned shall be consulted by Eurojust 
on a decision to be taken. A decision on access to data shall be conditional upon close 
cooperation between Eurojust and the Member States directly concerned by the 
communication of such data. In any case in which a Member State objects to Eurojust’s 
proposed response, it shall notify Eurojust of the reasons for its objection. Eurojust shall 
comply with any such objection. The competent authorities shall subsequently be 
notified of the content of Eurojust's decision through the national members 
concerned. 

[...] 

 

[...] 
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6. The national members concerned by the request shall deal with it and reach a decision on 
Eurojust's behalf. [...] Where the members are not in agreement, they shall refer the matter 
to the College, which shall take its decision on the request by a two-thirds majority. 

6(a) Eurojust shall inform the data subject  in writing on any refusal or restriction of 
access, on the reasons for such a decision and of his right to lodge a complaint to the 
[European Data Protection Supervisor][JSB].  Where the provision of such 
information would deprive the restriction imposed by paragraph 2( [...] a) of its 
effect, Eurojust shall only notify the data subject concerned that it has carried out the 
checks without giving any information which might reveal to him/here whether or not 
personal data concerning him/her are processed by Eurojust. 

[...] 

Article 3330  
[...] [...] Rectification, erasure and blocking of operational personal data 

1(a) Any data subject shall have the right to ask Eurojust to rectify operational personal 
data relating to him or her, if they are incorrect or incomplete or if their input or 
storage contravenes this Regulation and, where this is possible and necessary, to 
complete or update them. 

1(b) Any data subject shall have the right to ask Eurojust to erase operational personal 
data relating to him/her held by Eurojust if they are no longer required for the 
purposes for which they are lawfully collected or are lawfully further processed.  

                                                 
30  Slovenian scrutiny reservation on Para 1 and 2. 
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1(c) Operational [...] personal data shall be blocked rather than erased if there are 
reasonable grounds to believe that erasure could affect the legitimate interests of the 
data subject. Blocked data shall be processed only for the purpose that prevented 
their erasure. 

1. If the personal data that have to be rectified, erased or whose processing has to be 
restricted [...] have been provided to Eurojust by Member States, third countries, 
international organisations or Union bodies [...] Eurojust shall rectify, erase or restrict the 
processing of such data.  

2. If the personal data that have to be rectified, erased or whose processing has to be 
restricted [...] have been provided directly to Eurojust by Member States, Eurojust shall 
rectify, erase or restrict the processing of such data in collaboration with Member States.  

3. If incorrect data were transmitted by another appropriate means or if the errors in the data 
supplied by Member States are due to faulty transfer or were transmitted in breach of this 
Regulation or if they result from their being input, taken over or stored in an incorrect 
manner or in breach of this Regulation by Eurojust, Eurojust shall rectify or erase the data 
in collaboration with the Member States concerned.  

[...] 

[...] 

5. Eurojust shall inform the data subject in writing without undue delay and in any case 
within three months of the receipt of the request that data concerning him or her have been 
rectified, erased or their processing restricted. 
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6. Eurojust shall inform the data subject in writing on any refusal of rectification, of erasure 
or of restrictions to the processing, and the possibility of lodging a complaint with the 
European Data Protection Supervisor/JSB and seeking a judicial remedy. 

6(a) At the request of a Member State's competent authorities, national member or 
national correspondent, if any, and under their responsibility, Eurojust shall rectify 
or erase personal data being processed by Eurojust which were transmitted or 
entered by that Member State, its national member or its national correspondent.  

6(b) In the cases referred to in paragraphs 1 and 2 all the suppliers and addressees of such 
data shall be notified immediately. In accordance with the rules applicable to them, 
the addressees, shall then rectify, erase or restrict the processing of those data in their 
own systems. 

Article 34  
Responsibility in data protection matters 

1. Eurojust shall process personal data in such a way that it can be established which 
authority provided the data or where the personal data has been retrieved from. 

2. The responsibility for the quality of personal data shall lie with the Member State which 
provided the personal data to Eurojust and with Eurojust for personal data provided by EU 
bodies, third countries or international organisations, as well for personal data retrieved by 
Eurojust from publicly available sources. [...]  

3. The responsibility for compliance with Regulation (EC) No 45/2001 and this Regulation 
shall lie with Eurojust. The responsibility for the legality of transfer of personal data 
provided by the Member States to Eurojust shall lie with the Member State which provides 
the personal data, and with Eurojust for the personal data provided to Member States, EU 
bodies and third countries or organisations by Eurojust.  

4. Subject to other provisions in this Regulation, Eurojust shall be responsible for all data 
processed by it. 
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[Article 35 
Cooperation between the European Data Protection Supervisor and national data protection 

authorities 

1. The European Data Protection Supervisor shall act in close cooperation with national 
authorities competent for data protection supervision with respect to specific issues 
requiring national involvement, in particular if the European Data Protection Supervisor or 
a national authority competent for data protection supervision finds major discrepancies 
between practices of the Member States or potentially unlawful transfers using Eurojust's 
communication channels, or in the context of questions raised by one or more national 
supervisory authorities on the implementation and interpretation of this Regulation. 

2. In cases referred to under paragraph 1 the European Data Protection Supervisor and the 
national authorities competent for data protection supervision may, each acting within the 
scope of their respective competences, exchange relevant information, assist each other in 
carrying out audits and inspections, examine difficulties of interpretation or application of 
this Regulation, study problems related to the exercise of independent supervision or to the 
exercise of the rights of data subjects, draw up harmonised proposals for joint solutions to 
any problems and promote awareness of data protection rights, as necessary. 

3. The National Supervisory Authorities and the European Data Protection Supervisor shall 
meet for the purposes outlined in this Article, as needed. The costs and servicing of these 
meetings shall be for the account of the European Data Protection Supervisor. Rules of 
procedure shall be adopted at the first meeting. Further working methods shall be 
developed jointly as necessary.] 
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[Article 36  
Right to lodge a complaint with the European Data Protection Supervisor 

1.bis Any data subject shall have the right to lodge a complaint with the European Data 
Protection Supervisor, if he/she considers that the processing by Eurojust of personal 
data relating to him/her does not comply with the provisions of this Regulation.  

1. Where a complaint introduced by a data subject relates to a decision as referred to in 
Article 32 or 33, the European Data Protection Supervisor shall consult the national 
supervisory bodies or the competent judicial body in the Member State which was the 
source of the data or the Member State directly concerned. The decision of the European 
Data Protection Supervisor which may extend to a refusal to communicate any 
information, shall take account of the opinion of the national supervisory body or 
competent judicial body.  

2. Where a complaint relates to the processing of data provided by a Member State to 
Eurojust, the European Data Protection Supervisor shall ensure that the necessary checks 
have been carried out correctly in close cooperation with the national supervisory body of 
the Member State which has provided the data.  

3. Where a complaint relates to the processing of data provided to Eurojust by Union bodies, 
third countries or organisations or private parties, the European Data Protection Supervisor 
shall ensure that the necessary checks have been carried out by Eurojust.] 

 [….]31 

Article 37  
Liability for unauthorised or incorrect processing of data 

1 Eurojust shall be liable, in accordance with Article 340 of the Treaty, for any damage 
caused to an individual which results from unauthorised or incorrect processing of data 
carried out by it.  

                                                 
31 The provisions dealing with the supervision of the data protection regime of Eurojust will be  
 dealt with at a later date. 
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2. Complaints against Eurojust pursuant to the liability referred to in paragraph 1 shall be 
heard by the Court of Justice in accordance with Article 268 of the Treaty. 

3. Each Member State shall be liable, in accordance with its national law, for any damage 
caused to an individual, which results from unauthorised or incorrect processing carried 
out by it of data which were communicated to Eurojust. 

 

KAPITEL V 
BEZIEHUNGEN ZU PARTNERN 

ABSCHNITT I 
GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

Artikel 38 
Gemeinsame Bestimmungen 

3. Soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, kann Eurojust 
Kooperationsbeziehungen zu Einrichtungen oder Agenturen der Union entsprechend den 
Zielen dieser Einrichtungen und Agenturen, zu den zuständigen Behörden von 
Drittländern und internationalen Organisationen [...] herstellen und unterhalten.  

4. Soweit dies für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, kann Eurojust vorbehaltlich 
der in Artikel 21 Absatz 8 und Artikel 62 genannten Einschränkungen mit den in Absatz 1 
genannten Stellen direkt sämtliche Informationen mit Ausnahme personenbezogener Daten 
austauschen.  

2a. Eurojust kann für die Zwecke gemäß den Absätzen 1 und 2 Arbeitsvereinbarungen 
mit Stellen gemäß Absatz 1 schließen.  Diese Arbeitsvereinbarungen dürfen nicht die 
Grundlage für den Austausch personenbezogener Daten [...] bilden [...]und sind für die 
Union oder ihre Mitgliedstaaten nicht bindend.  
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[...] Soweit dies für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist, kann Eurojust vorbehaltlich 
der Bestimmungen des Abschnitts IV von den in Absatz 1 genannten Stellen [...] 
personenbezogene Daten entgegennehmen und verarbeiten. 

4. Personenbezogene Daten werden von Eurojust an Einrichtungen der Union, Drittländer, 
internationale Organisationen und Interpol nur dann übermittelt, wenn dies für  [...] die 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich ist und im Einklang mit den Artikeln 44 
und 45 steht.  Wurden die zu übermittelnden Daten von einem Mitgliedstaat geliefert, holt 
Eurojust [...] die Zustimmung der zuständigen Behörde dieses Mitgliedstaats ein, es sei 
denn [...]  

a) [...] 

[...]) der Mitgliedstaat hat für eine solche Weiterübermittlung seine vorherige allgemeine 
oder unter bestimmten Bedingungen stehende Zustimmung erteilt. Die Zustimmung 
kann jederzeit widerrufen werden. 

5. Eine Weiterübermittlung personenbezogener Daten, die Eurojust von Mitgliedstaaten, 
Einrichtungen oder Agenturen der Union, Drittländern und internationalen 
Organisationen oder Interpol erhalten hat, ist nur zulässig, wenn Eurojust mit vorheriger 
Zustimmung des Mitgliedstaats, der die Daten übermittelt hat, und nach Abwägung 
der Umstände des Einzelfalls der Weiterübermittlung, und zwar der Weiterübermittlung 
allein zu einem bestimmten Zweck, der nicht mit dem Zweck, zu dem die Daten 
übermittelt wurden, unvereinbar ist, ausdrücklich zugestimmt hat. 
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ABSCHNITT II 
BEZIEHUNGEN ZU PARTNERN 

Artikel 39 
Zusammenarbeit mit dem Europäischen Justiziellen Netz und anderen Netzen der 

Europäischen Union, die an der Zusammenarbeit in Strafsachen beteiligt sind 

6. Eurojust und das Europäische Justizielle Netz für Strafsachen unterhalten besonders enge 
Beziehungen miteinander, die sich auf Konzertierung und Komplementarität gründen, vor 
allem zwischen dem nationalen Mitglied, den Kontaktstellen des Europäischen 
Justiziellen Netzes im jeweiligen Mitgliedstaat und den nationalen Anlaufstellen für 
Eurojust und das Europäische Justizielle Netz. Im Interesse einer wirksamen 
Zusammenarbeit werden folgende Maßnahmen ergriffen: 

a) Die nationalen Mitglieder unterrichten die Kontaktstellen des Europäischen 
Justiziellen Netzes auf Einzelfallbasis über alle Fälle, die das Netz nach ihrem 
Dafürhalten besser zu erledigen imstande sein dürfte. 

 

b) Das Sekretariat des Europäischen Justiziellen Netzes gehört zum Eurojust-Personal. 
Es bildet eine gesonderte Organisationseinheit. Es kann die administrativen Mittel 
von Eurojust in Anspruch nehmen, die es zur Erfüllung der Aufgaben des 
Europäischen Justiziellen Netzes braucht, auch zur Deckung der Kosten der 
Plenartagungen des Europäischen Justiziellen Netzes. 

c) Kontaktstellen des Europäischen Justiziellen Netzes können auf Einzelfallbasis zu 
den Sitzungen von Eurojust eingeladen werden. 

d)  Eurojust und das Europäische Justizielle Netz [...] können bei der Klärung der 
Frage, ob ein Ersuchen mit Hilfe von Eurojust oder des Europäischen 
Justiziellen Netzes gemäß Artikel 20 Absatz 5 Buchstabe b zu bearbeiten ist, das 
Eurojust-Koordinierungssystem nutzen. 
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2. Zum Eurojust-Personal gehören das Sekretariat des Netzes gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen und das Sekretariat des Netzes, das mit dem Beschluss 2002/494/JI 
des Rates eingerichtet wurde. Diese Sekretariate bilden gesonderte Organisationseinheiten. 
Sie können die administrativen Mittel von Eurojust in Anspruch nehmen, die sie zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben brauchen. Die Koordinierung zwischen den Sekretariaten wird 
von Eurojust gewährleistet. Dieser Absatz gilt auch für das Sekretariat jedes etwaigen 
neuen Netzes, das durch einen Beschluss des Rates eingerichtet wird, wenn in diesem 
Beschluss vorgesehen ist, dass das Sekretariat bei Eurojust angesiedelt wird. 

3. Das gemäß dem Beschluss 2008/852/JI eingerichtete Netz kann beantragen, dass Eurojust 
ein Sekretariat für das Netz bereitstellt. Im Falle eines solchen Antrags gilt Absatz 2. 

Artikel 40 
Beziehungen zu Europol 

1. Eurojust ergreift alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen, dass Europol im 
Rahmen seiner Befugnisse indirekten Zugriff auf die zu übermittelten Informationen nach 
dem Treffer/kein-Treffer-Verfahren hat; dies gilt unbeschadet der von Mitgliedstaaten, 
Einrichtungen der Union, Drittländern [...] und internationalen Organisationen [...] 
angegebenen Einschränkungen. Im Fall eines Treffers leitet Eurojust das Verfahren ein, 
durch das die Information, die den Treffer ausgelöst hat, in Übereinstimmung mit der 
Entscheidung [...] des Übermittlers der Information an Eurojust weitergegeben werden 
darf. 

2. Die in Absatz 1 genannten Suchabfragen dürfen nur vorgenommen werden, um zu 
ermitteln, ob zwischen bei [...] Europol vorliegenden Informationen und den bei [...] 
Eurojust verarbeiteten Informationen Übereinstimmungen bestehen. 

3. Eurojust gestattet die in Absatz 1 genannten Suchabfragen erst, wenn ihm von Europol 
mitgeteilt wurde, welche Bediensteten zur Vornahme derartiger Suchabfragen ermächtigt 
sind. 
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4. Falls Eurojust bzw. ein Mitgliedstaat im Laufe der Datenverarbeitungstätigkeiten von 
Eurojust zu einzelnen Ermittlungen feststellt, dass unter das Mandat von Europol fallende 
Koordinierungs-, Kooperations- oder Unterstützungsmaßnahmen erforderlich sind, so setzt 
Eurojust letztere davon in Kenntnis und leitet das Verfahren zur Weitergabe der 
betreffenden Informationen entsprechend der Entscheidung des die Informationen 
übermittelnden Mitgliedstaats ein. In einem solchen Fall spricht sich Eurojust mit Europol 
ab. 

5. Europol hält sich an alle Einschränkungen allgemeiner oder besonderer Art, die von 
Mitgliedstaaten, Einrichtungen oder Agenturen der Union, Drittstaaten oder 
internationalen Organisationen in Bezug auf den Zugang oder die Verwendung der von 
ihnen übermittelten Daten angegeben werden. [...]  

[Article 41 
Relations with the European Public Prosecutor’s Office 

1. Eurojust shall establish and maintain a special relationship with the European Public 
Prosecutor’s Office based on close cooperation and the development of operational, 
administrative and management links between them as defined below. To this end, the 
European Public Prosecutor and the President of Eurojust shall meet on a regular basis to 
discuss issues of common concern. 

2. Eurojust shall treat any request for support emanating from the European Public 
Prosecutor’s Office without undue delay, and shall deal with such requests, where 
appropriate, as if they had been received from a national authority competent for judicial 
cooperation. 

3. Whenever necessary, Eurojust shall make use of the Eurojust National Coordination 
Systems established in accordance with Article 20, as well as the relations it has 
established with third countries, including its liaison magistrates, in order to support the 
cooperation established in accordance with paragraph 1.  
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4. The cooperation established in accordance with paragraph 1 shall entail the exchange of 
information, including personal data. Any data thus exchanged shall only be used for the 
purposes for which it was provided. Any other usage of the data shall only be allowed in as 
far as such usage falls within the mandate of the body receiving the data, and subject to the 
prior authorisation of the body which provided the data. 

5. For the purpose of identifying whether information available at Eurojust matches with 
information processed by the European Public Prosecutor’s Office, Eurojust shall put in 
place a mechanism for automatic cross-checking of data entered into its Case Management 
System. Whenever a match is found between data entered into the Case Management 
System by the European Public Prosecutor’s Office and data entered by Eurojust, the fact 
that there is a match will be communicated to both Eurojust and the European Public 
Prosecutor’s Office, as well as the Member State which provided the data to Eurojust. In 
cases where the data was provided by a third party, Eurojust shall only inform that third 
party of the match found with the consent of the European Public Prosecutor’s Office. 

6. Eurojust shall designate and inform the European Public Prosecutor’s Office which staff 
members shall be authorised to have access to the results of the cross-checking mechanism. 

7. Eurojust shall support the functioning of the European Public Prosecutor’s Office through 
services to be supplied by its staff. Such support shall in any case include: 

a) technical support in the preparation of the annual budget, the programming document 
containing the annual and multiannual programming and the management plan; 

b) technical support in staff recruitment and career-management; 

c) security services; 

d) Information Technology services; 

e) financial management, accounting and audit services; 

f) any other services of common interest.  
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The details of the services to be provided shall be laid down in an agreement between 
Eurojust and the European Public Prosecutor’s Office. 

8. The European Public Prosecutor may address written opinions to the College, to which the 
College shall respond in writing without undue delay. Such written opinions shall in any 
case be presented whenever the College adopts the annual budget and work programme.] 

[….]32 

Artikel 42 
Beziehungen zu anderen Einrichtungen und Agenturen der EU 

1. Eurojust knüpft und unterhält Kooperationsbeziehungen zum Europäischen Netz für die 
Aus- und Fortbildung von Richtern und Staatsanwälten. 

2. OLAF [...] wird die Koordinierungsarbeit von Eurojust in Bezug auf den Schutz der 
finanziellen Interessen der Union im Einklang mit seinem Mandat gemäß der Verordnung 
(EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Untersuchungen des Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur 
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des Europäischen Parlaments und des 
Rates sowie der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des Rates unterstützen. 

3. Für die Zwecke der Entgegennahme und Übermittlung von Informationen zwischen 
Eurojust und OLAF tragen die Mitgliedstaaten unbeschadet des Artikels 8 dafür Sorge, 
dass die nationalen Mitglieder von Eurojust als zuständige Behörden der Mitgliedstaaten 
ausschließlich für die Zwecke der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Untersuchungen des Europäischen 
Amtes für Betrugsbekämpfung (OLAF) [...] […]33angesehen werden. Der 
Informationsaustausch zwischen OLAF und den nationalen Mitgliedern erfolgt 
unbeschadet der Informationen, die anderen zuständigen Behörden aufgrund dieser 
Verordnungen zur Verfügung gestellt werden müssen. 

                                                 
32  Die Beziehung zur Europäischen Staatsanwaltschaft (EPPO) wird zu einem späteren 

Zeitpunkt geklärt. 
33  […] 
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ABSCHNITT III 
INTERNATIONALE ZUSAMMENARBEIT 

Artikel 43 
Beziehungen zu Einrichtungen der Union, Drittlandsbehörden und internationalen 

Organisationen 

1. [...] Die Arbeitsvereinbarungen nach Artikel 38 Absatz 2a [...] können die Entsendung 
von Verbindungsrichtern/-staatsanwälten zu Eurojust beinhalten.  

2. Zur Erleichterung der Zusammenarbeit kann Eurojust im Einvernehmen mit den 
betreffenden zuständigen Behörden  entsprechend dem operativen Bedarf von 
Eurojust Kontaktstellen in Drittländern benennen. 

 

Artikel [...] 43a 
Entsendung von Verbindungsrichtern und -staatsanwälten in Drittländer 

1. Zur Erleichterung der justiziellen Zusammenarbeit mit Drittländern in Fällen, in denen 
Eurojust gemäß dieser Verordnung Unterstützung leistet, kann das Kollegium 
Verbindungsrichter oder –staatsanwälte in Drittländer entsenden, sofern eine 
Arbeitsvereinbarung im Sinne von Artikel [...] 38 Absatz 2a getroffen wurde. 

1(a) Die Aufgaben der Verbindungsrichter/-staatsanwälte umfassen alle Tätigkeiten zur 
Förderung und Beschleunigung aller Formen der justiziellen Zusammenarbeit in 
Strafsachen, insbesondere durch die Schaffung direkter Verbindungen zu den 
zuständigen [...] Behörden des Gastlandes.  Der Verbindungsrichter/-staatsanwalt 
kann bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben gemäß Artikel 45 operative 
personenbezogene Daten mit den zuständigen Behörden des betreffenden Staates 
austauschen. 



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 60 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

2. Der Verbindungsrichter/-staatsanwalt gemäß Absatz 1 muss über Erfahrung in der Arbeit 
mit Eurojust und über angemessene Kenntnisse der justiziellen Zusammenarbeit und der 
Arbeitsweise von Eurojust verfügen. Die Entsendung eines Verbindungsrichters/-
staatsanwalts im Namen von Eurojust erfolgt nach vorheriger Zustimmung des 
Verbindungsrichters/-staatsanwalts und seines Mitgliedstaats.  

3. Wird der von Eurojust entsandte Verbindungsrichter/-staatsanwalt unter den nationalen 
Mitgliedern, Stellvertretern oder assistierenden Mitgliedern ausgewählt, 

a) so wird er von dem Mitgliedstaat in seiner Funktion als nationales Mitglied, 
Stellvertreter oder Assistent ersetzt, 

b) ist er nicht mehr berechtigt, die ihm gemäß Artikel 8 übertragenen Befugnisse 
auszuüben. 

4. Unbeschadet des Artikels 110 des Statuts der Beamten legt das Kollegium [...] die 
Bedingungen für die Entsendung von Verbindungsrichtern/-staatsanwälten einschließlich 
der Höhe der [...] Bezüge fest und erlässt die diesbezüglichen 
Durchführungsbestimmungen im Benehmen mit der Kommission. 

5. Die Tätigkeiten der von Eurojust entsandten Verbindungsrichter/-staatsanwälte werden 
vom Europäischen Datenschutzbeauftragten / der Gemeinsamen Kontrollinstanz 
überwacht. Die Verbindungsrichter/-staatsanwälte erstatten dem Kollegium Bericht; das 
Kollegium unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat in dem Jahresbericht und in 
geeigneter Weise über deren Tätigkeiten. Die Verbindungsrichter/-staatsanwälte 
unterrichten die nationalen Mitglieder und die nationalen zuständigen Behörden über alle 
ihren Mitgliedstaat betreffenden Fälle. 

6. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und die Verbindungsrichter/-staatsanwälte 
nach Absatz 1 können unmittelbar miteinander Kontakt aufnehmen. In diesem Fall setzt 
der Verbindungsrichter/-staatsanwalt das betroffene nationale Mitglied davon in Kenntnis. 

7. Die Verbindungsrichter/-staatsanwälte nach Absatz 1 sind an das Fallbearbeitungssystem 
angebunden. 
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Artikel [...] 43b 
An Drittländer gerichtete oder aus Drittländern eingehende Ersuchen um justizielle 

Zusammenarbeit 

1. Eurojust [...] kann mit der Zustimmung der betroffenen Mitgliedstaaten die Erledigung 
der Ersuchen von Drittländern um justizielle Zusammenarbeit koordinieren, wenn diese 
Ersuchen in mindestens zwei Mitgliedstaaten im Rahmen derselben Ermittlung zu 
erledigen sind. Solche Ersuchen können auch von einer zuständigen nationalen Behörde an 
Eurojust übermittelt werden. 

2. In dringenden Fällen kann der Koordinierungsdauerdienst (KoDD) im Einklang mit Artikel 
19 Ersuchen nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels, die von einem Drittland gestellt 
wurden, das ein Kooperationsabkommen oder eine Arbeitsvereinbarung mit Eurojust 
geschlossen hat, entgegennehmen und [...] weiterleiten.  

3. Werden von einem betroffenen Mitgliedstaat Ersuchen um justizielle Zusammenarbeit 
gestellt, die sich auf die gleichen Ermittlungen beziehen und in einem Drittland erledigt 
werden müssen, so unterstützt Eurojust unbeschadet des Artikels 3 Absatz [...] 4 die 
justizielle Zusammenarbeit mit diesem Drittland. 

 

ABSCHNITT IV 
ÜBERMITTLUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

Artikel 44 
Übermittlung operativer personenbezogener Daten an Einrichtungen oder Agenturen der EU 

Vorbehaltlich etwaiger Einschränkungen nach Artikel 21 Absatz 8 und Artikel 62 und 
vorbehaltlich des Artikels 38 Absatz 4 kann Eurojust personenbezogene Daten direkt an 
Einrichtungen oder Agenturen der EU übermitteln, soweit dies für die Erfüllung seiner 
Aufgaben oder der Aufgaben der betreffenden EU-Einrichtung erforderlich ist. 
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Artikel 45 
Übermittlung operativer personenbezogener Daten an Drittländer und internationale 

Organisationen 

1. Vorbehaltlich etwaiger Einschränkungen nach Artikel 62 und vorbehaltlich des 
Artikels 38 Absatz 4 kann Eurojust, soweit dies für die Erfüllung seiner Aufgaben 
erforderlich ist, personenbezogene Daten an eine Behörde eines Drittlandes oder an eine 
internationale Organisation oder an Interpol übermitteln, 

a)  wenn die Kommission gemäß [...] Artikel 34 der Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, 
Aufdeckung, Untersuchung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung 
sowie zum freien Datenverkehr34 einen Beschluss erlassen hat, dem zufolge das [...] 
Drittland oder ein Gebiet oder ein verarbeitender Sektor in diesem Drittland oder [...] die 
betreffende internationale Organisation einen ausreichenden Datenschutz gewährleistet 
(Angemessenheitsbeschluss), oder 

b)  wenn zwischen der Europäischen Union und dem Drittland oder der internationalen 
Organisation eine internationale Übereinkunft gemäß Artikel 218 des Vertrags geschlossen 
wurde, die angemessene Garantien hinsichtlich des Schutzes der Privatsphäre, der 
Grundrechte und der Grundfreiheiten von Personen bietet, oder  

c)  wenn zwischen Eurojust und dem betreffenden Drittland oder der betreffenden 
internationalen Organisation nach Artikel 27 des Beschlusses 2002/187/JI ein 
Kooperationsabkommen geschlossen wurde. 

Derartige Datenübermittlungen bedürfen keiner weiteren Genehmigung. [...] Die 
Arbeitsvereinbarungen nach Artikel 38 Absatz 2a können genutzt werden, um die 
Modalitäten für die Durchführung solcher Abkommen oder Angemessenheitsbeschlüsse 
festzulegen. 

                                                 
34 Dieser Richtlinienentwurf ist Teil des Datenschutzpakets (Dok. 5833/12 und Dok. 11624/1/13 

REV 1), das voraussichtlich vor der Eurojust-Verordnung angenommen wird. 
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1(a)  Eurojust veröffentlicht ein Verzeichnis der Angemessenheitsbeschlüsse, Abkommen, 
Verwaltungsvereinbarungen und sonstigen Rechtsinstrumente in Bezug auf die 
Übermittlung operativer personenbezogener Daten gemäß Absatz 1 und hält dieses 
Verzeichnis auf dem neuesten Stand.  

2. [...] Vorbehaltlich etwaiger Einschränkungen nach Artikel 62 und vorbehaltlich des 
Artikels 38 Absatz 4 kann Eurojust zusätzlich zu Absatz 1 in Einzelfällen die 
Übermittlung operativer personenbezogener Daten an Drittländer oder internationale 
Organisationen [...] genehmigen, wenn 

c) die Datenübermittlung zur Wahrung der grundlegenden Interessen eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten im Rahmen der [...] Aufgaben von Eurojust unbedingt erforderlich ist, 

d) die Übermittlung der Daten zur Abwehr einer unmittelbaren kriminellen oder 
terroristischen Bedrohung unbedingt erforderlich ist, 

e) die Übermittlung anderweitig für die Wahrung eines wichtigen durch EU-Recht oder 
nationales Recht anerkannten öffentlichen Interesses der EU oder ihrer Mitgliedstaaten 
erforderlich oder zur Feststellung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
vor Gericht erforderlich oder gesetzlich vorgeschrieben ist, oder 

f) die Übermittlung für die Wahrung lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person 
oder einer anderen Person erforderlich ist. 

3. Vorbehaltlich etwaiger Einschränkungen nach Artikel 62 und vorbehaltlich des 
Artikels 38 Absatz 4 [...] kann das Kollegium zudem im Einvernehmen mit dem 
Europäischen Datenschutzbeauftragten bei entsprechenden Garantien hinsichtlich des 
Schutzes der Privatsphäre, der Grundrechte und der Grundfreiheiten von Personen eine 
Kategorie von Übermittlungen gemäß den Buchstaben a bis d für einen Zeitraum von 
höchstens einem Jahr, der verlängerbar ist, genehmigen. 

4. Dem Europäischen Datenschutzbeauftragten werden die Fälle mitgeteilt, in denen Absatz 2 
[...] angewandt wurde. 

[...] 
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Artikel 46 und 47 

[…]35 

KAPITEL VI 
FINANZBESTIMMUNGEN 

Artikel 48 
Haushalt 

1. Sämtliche Einnahmen und Ausgaben von Eurojust werden für jedes Haushaltsjahr, das 
dem Kalenderjahr entspricht, veranschlagt und im Haushalt von Eurojust eingesetzt. 

2. Der Haushalt von Eurojust muss in Bezug auf Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen 
sein. 

3. Unbeschadet anderer Finanzmittel umfassen die Einnahmen von Eurojust 

g) einen Beitrag der Union aus dem Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union, 

h) etwaige freiwillige Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten. 

i) Entgelten für Veröffentlichungen und von Eurojust erbrachte Dienstleistungen; 

j) Ad-hoc-Zuschüsse. 

4. Die Ausgaben von Eurojust umfassen die Bezüge des Personals, die Verwaltungs- und 
Infrastrukturausgaben und die Betriebskosten einschließlich der Mittel für gemeinsame 
Ermittlungsgruppen. 

                                                 
35  In Artikel 43a und 43b verschoben 
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Artikel 49 
Aufstellung des Haushaltsplans 

1. Der Verwaltungsdirektor erstellt jährlich einen Entwurf des Voranschlags der Einnahmen 
und Ausgaben von Eurojust für das folgende Haushaltsjahr einschließlich eines 
Stellenplans, den er dem Exekutivausschuss übermittelt. [Die Europäische 
Staatsanwaltschaft,] das Europäische Justizielle Netz und sonstige Netze nach Artikel 
39 werden rechtzeitig über diejenigen Teile unterrichtet, die ihre Tätigkeit betreffen, 
bevor der Voranschlag an die Kommission übermittelt wird. 

2. Auf der Grundlage dieses Entwurfs stellt [...] der Exekutivausschuss einen vorläufigen 
Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben von Eurojust für das folgende 
Haushaltsjahr auf, der dem Kollegium zur Annahme vorgelegt wird. 

3. Der Entwurf des Voranschlags der Einnahmen und Ausgaben von Eurojust wird der 
Europäischen Kommission bis spätestens 31. Januar jedes Jahres übermittelt. Der 
endgültige Entwurf des Voranschlags, der auch einen Entwurf des Stellenplans umfasst, 
wird der Kommission bis zum 31. März [...] von Eurojust übermittelt. 

4. Die Kommission übermittelt den Voranschlag zusammen mit dem Entwurf des 
Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union dem Europäischen Parlament und dem Rat 
(Haushaltsbehörde). 

5. Auf der Grundlage des Voranschlags setzt die Kommission die von ihr für erforderlich 
erachteten Mittelansätze für den Stellenplan und den Betrag des Beitrags aus dem 
Gesamthaushaltsplan in den Entwurf des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union 
ein, den sie gemäß Artikel 313 und 314 des Vertrags der Haushaltsbehörde vorlegt. 

6. Die Haushaltsbehörde bewilligt die Mittel für den Beitrag der Europäischen Union für 
Eurojust [...]. 

7. Die Haushaltsbehörde genehmigt den Stellenplan von Eurojust. 
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Der Haushaltsplan von Eurojust wird vom Kollegium festgestellt. Er wird endgültig, sobald der 
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union endgültig festgestellt ist. Erforderlichenfalls wird er 
vom [...] Kollegium entsprechend angepasst. 

9. Für Immobilienprojekte, die voraussichtlich erhebliche Auswirkungen auf den Haushalt von 
Eurojust haben, gilt Artikel 88 der Verordnung (EU) Nr. 1271/2013. [...] [...]. 

[...]. 

[...].  

[...]. 

[...]. 

Artikel 50 
Ausführung des Haushaltsplans 

Der Verwaltungsdirektor fungiert als Anweisungsbefugter von Eurojust und führt den 
Haushaltsplan von Eurojust eigenverantwortlich und im Rahmen der im Haushaltsplan gesteckten 
Grenzen aus. 
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Artikel 51 
Rechnungslegung und Entlastung 

1. Bis zum 1. März nach dem Ende des Haushaltsjahres übermittelt der Rechnungsführer von 
Eurojust dem Rechnungsführer der Kommission und dem Rechnungshof die vorläufigen 
Rechnungsabschlüsse. 

2. Eurojust übermittelt dem Europäischen Parlament, dem Rat und dem Rechnungshof bis 
zum 31. März des folgenden Haushaltsjahres den Bericht über die Haushaltsführung und 
das Finanzmanagement zu. 

3. Bis zum 31. März nach dem Ende des Haushaltsjahres übermittelt der Rechnungsführer der 
Kommission dem Rechnungshof die mit den Rechnungsabschlüssen der Kommission 
konsolidierten vorläufigen Rechnungsabschlüsse von Eurojust. 

4. Gemäß Artikel 148 Absatz 1 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 legt der 
Rechnungshof bis zum 1. Juni des folgenden Jahres seine Bemerkungen zu den vorläufigen 
Rechnungsabschlüssen von Eurojust vor.  

5. Nach Eingang der Bemerkungen des Rechnungshofs zu den vorläufigen 
Rechnungsabschlüssen von Eurojust gemäß Artikel 148 der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 966/2012 stellt der Verwaltungsdirektor in eigener Verantwortung den endgültigen 
Jahresabschluss von Eurojust auf und legt ihn dem [...] Exekutivausschuss zur 
Stellungnahme vor. 

6. [...] Der Exekutivausschuss gibt eine Stellungnahme zum endgültigen Jahresabschluss 
von Eurojust ab. 

7. Der Rechnungsführer von Eurojust [...] übermittelt den endgültigen Jahresabschluss 
zusammen mit der Stellungnahme des [...] Exekutivausschusses bis zum 1. Juli nach dem 
Ende des Haushaltsjahrs dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem 
Rechnungshof. 

8. Der endgültige Jahresabschluss von Eurojust wird zum 15. November des auf das 
jeweilige Haushaltsjahr folgenden Jahres im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht. 
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9. Der Verwaltungsdirektor übermittelt dem Rechnungshof spätestens am 30. September des 
auf das entsprechende Jahr folgenden Jahres eine Antwort auf seine Bemerkungen. Der 
Verwaltungsdirektor übermittelt diese Antwort auch dem [...] Exekutivausschuss und der 
Kommission. 

10. [...] […]36 

11. Der Verwaltungsdirektor unterbreitet dem Europäischen Parlament auf dessen Anfrage und 
gemäß Artikel 165 Absatz 3 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 alle 
Informationen, die für die ordnungsgemäße Abwicklung des Entlastungsverfahrens für das 
betreffende Haushaltsjahr erforderlich sind. 

12. Auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, erteilt das 
Europäische Parlament dem Verwaltungsdirektor vor dem 15. Mai des Jahres n+2 
Entlastung für die Ausführung des Haushaltsplans für das Jahr n. 

Artikel 52 
Finanzregelung 

1. [...] Der Exekutivausschuss erlässt [nach Anhörung der Kommission] die für Eurojust 
geltende Finanzregelung im Einklang mit der [...] Delegierten Verordnung (EU) Nr. 
1271/2013 der Kommission vom 30. September 2013 über die Rahmenfinanzregelung 
für Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Verordnung Nr. 966/2012. Diese darf von 
der Verordnung Nr. [...] 1271/2013 nur abweichen, wenn die besondere Funktionsweise 
von Eurojust dies erfordert und die Kommission vorher ihre Zustimmung erteilt hat. 

                                                 
36  […] 
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2.  Eurojust darf für die Erfüllung seiner in Artikel 4 Absatz 1 aufgeführten Aufgaben 
Finanzhilfen gewähren. Finanzhilfen für Aufgaben gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe 
e dürfen den Mitgliedstaaten gewährt werden, ohne dass es einer Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen bedarf. 

3. Hinsichtlich der finanziellen Unterstützung für die Tätigkeit gemeinsamer 
Ermittlungsgruppen legt Eurojust in Zusammenarbeit mit Europol die Regeln und 
Voraussetzungen für die Bearbeitung der Anträge fest37. 

 

KAPITEL VII 
BESTIMMUNGEN BETREFFEND DAS PERSONAL 

Artikel 53 
38Allgemeine Bestimmungen 

1. Für das Personal von Eurojust gelten das Statut der Beamten der Europäischen Union, die 
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Union und 
die im gegenseitigen Einvernehmen der Organe der Europäischen Union erlassenen 
Regelungen zur Durchführung dieser Bestimmungen.  

2. Das Personal von Eurojust besteht aus Personen, die gemäß den Verordnungen und 
Regelungen für die Beamten und sonstigen Bediensteten bei den Europäischen 
Gemeinschaften eingedenk aller in Artikel 27 des mit der Verordnung (EWG, 
Euratom, EGKS) Nr. 259/68 festgelegten Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften genannten Kriterien, einschließlich der geografischen Streuung, 
eingestellt werden. [...] 

                                                 
37  Diese Bestimmung sollte sich in der Europol-Verordnung widerspiegeln. 
38   DE: Prüfungsvorbehalt zu Artikel 53. 
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Artikel 54 
Abgeordnete nationale Sachverständige und andere Bedienstete 

1. Eurojust kann zusätzlich zu seinen eigenen Bediensteten auf abgeordnete nationale 
Sachverständige oder andere Bedienstete zurückgreifen, die nicht von Eurojust selbst 
beschäftigt werden.  

2. Das Kollegium beschließt eine Regelung für zu Eurojust abgeordnete nationale 
Sachverständige. 

 

KAPITEL VIII 
BEWERTUNG UND BERICHTERSTATTUNG 

Artikel 55 
Einbindung des Europäischen Parlaments und der nationalen Parlamente  

1. Eurojust übermittelt seinen Jahresbericht an das Europäische Parlament, den Rat und die 
nationalen Parlamente, die Bemerkungen und Schlussfolgerungen dazu abgeben können. 

2. Der Präsident des Kollegiums tritt auf Ersuchen des Europäischen Parlaments vor diesem 
auf, um Eurojust betreffende Angelegenheiten zu erörtern und insbesondere die 
Jahresberichte von Eurojust vorzustellen; dabei berücksichtigt er die Verpflichtung zur 
Zurückhaltung und Verschwiegenheit. Mit speziellen operativen Fällen 
zusammenhängende konkrete Maßnahmen dürfen weder direkt noch indirekt erörtert 
werden.  

3. Eurojust kommt nicht nur den in dieser Verordnung auferlegten Informations- und 
Konsultationspflichten nach, sondern übermittelt dem Europäischen Parlament und den 
nationalen Parlamenten darüber hinaus zur Information 

a) die Ergebnisse von Studien und Strategieprojekten, die von Eurojust erstellt oder in 
Auftrag gegeben wurden; 

b) die mit Dritten geschlossenen Arbeitsvereinbarungen; 

c) den Jahresbericht des Europäischen Datenschutzbeauftragten. 

[...] 
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Artikel 56 
Bewertung und Überarbeitung 

1. Spätestens bis zum [5 Jahre nach Inkrafttreten dieser Verordnung] und ab dann alle 5 

Jahre gibt die Kommission eine Bewertung der Durchführung und Wirkung dieser 

Verordnung sowie der Effektivität und Effizienz von Eurojust und seiner Arbeitsweise in 

Auftrag. [...]. [...] Das Kollegium wird an der Bewertung beteiligt. 

2. Die Kommission übermittelt den Bewertungsbericht zusammen mit ihren 
Schlussfolgerungen dem Europäischen Parlament und den nationalen Parlamenten, dem 
Rat und dem Kollegium. Die Ergebnisse der Bewertung werden veröffentlicht. 

[...] 

 

KAPITEL IX 
ALLGEMEINES UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 57 
Vorrechte und Befreiungen 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union findet auf Eurojust und 
sein Personal Anwendung. 
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Artikel 58 

Sprachenregelung  

1. Für Eurojust39 gilt die Verordnung Nr. 1. 

1(a)  Das Kollegium entscheidet mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder über 
die interne Sprachenregelung von Eurojust. 

2. Die für die Arbeit von Eurojust erforderlichen Übersetzungsdienste werden vom 
Übersetzungszentrum für die Einrichtungen der Europäischen Union erbracht, es sei 
denn, aufgrund der Dringlichkeit ist eine andere Lösung geboten. 

40Artikel 59 
Verschwiegenheit 

1. 41Die nationalen Mitglieder, deren in Artikel 7 genannten Stellvertreter und Assistenten, 
[...] die nationalen Anlaufstellen und die abgeordneten nationalen Sachverständigen 
[...] sind gemäß den Rechtsvorschriften ihres jeweiligen Mitgliedstaats und den von 
Eurojust nach Artikel 62 Absatz 1 festgelegten Vorschriften verpflichtet, über alle 
Informationen, von denen sie in Ausübung ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten, 
Stillschweigen zu bewahren. 

 

                                                 
39 ABl. L 17 vom 6.10.1958, S. 385. 
40  SE hat einen Prüfungsvorbehalt und bevorzugt den früheren Wortlaut. 
41  Erwägungsgrund zu Artikel 59 Absatz 1: "Die Pflicht zur Verschwiegenheit gemäß den 

Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bezieht sich sowohl auf die Vorschriften über die 
Nutzung von Informationen, von denen Personen nach Artikel 59 Absatz 1 in Ausübung 
ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten, sowie auf Ausnahmen von diesen Vorschriften nach 
nationalem Recht".  



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 73 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

1a. Die Bediensteten von Eurojust, einschließlich des Datenschutzbeauftragten, und die 
Mitglieder des Personals des Europäischen Datenschutzbeauftragten sind verpflichtet, 
über alle Informationen, von denen sie in Ausübung ihrer Aufgaben Kenntnis erhalten, 
Stillschweigen zu bewahren. 

2. Die Geheimhaltungspflicht gilt für alle Personen und alle Einrichtungen, die mit Eurojust 
zusammenarbeiten. 

3. Die Geheimhaltungspflicht besteht auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt oder 
Dienstverhältnis oder der Beendigung der Tätigkeit der Personen nach den Absätzen 1, 1a 
und 2 weiter. 

4.  Die Geheimhaltungspflicht gilt für alle Informationen, die Eurojust erhält, es sei denn, die 
betreffenden Informationen sind bereits rechtmäßig veröffentlicht oder der Öffentlichkeit 
zugänglich. 

[...] 

[...]



 

 

15260/14   ds,kar/DK/ar 74 
ANLAGE DG D 2B LIMITE DE 
 

Artikel 6042 
Transparenz 

1. Für Dokumente im Zusammenhang mit den Verwaltungsaufgaben von Eurojust gilt die 
Verordnung (EG) Nr. 1049/200143. 

2. [...] Der Exekutivausschuss [...] arbeitet binnen sechs Monaten nach seiner ersten 
Sitzung die ausführlichen Bestimmungen für die Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 
1049/2001 im Hinblick auf die Annahme durch das Kollegium aus. 

3. Gegen Entscheidungen von Eurojust nach Artikel 8 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 
kann nach Maßgabe der Artikel 228 und 263 des Vertrags Beschwerde beim 
Bürgerbeauftragten eingelegt oder Klage beim Gerichtshof der Europäischen Union 
erhoben werden. 

Artikel 61 
OLAF und der Europäische Rechnungshof 

1. Zur Erleichterung der Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen 
Handlungen nach der Verordnung (EG) Nr. [...] 883/2013 tritt Eurojust innerhalb von 
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Verordnung der Interinstitutionellen 
Vereinbarung vom 25. Mai 1999 über interne Untersuchungen des Europäischen Amtes 
für Betrugsbekämpfung (OLAF) bei und verabschiedet nach dem Muster in der Anlage 
zu der Vereinbarung die entsprechenden Bestimmungen, die für alle [...] nationalen 
Mitglieder, ihre Stellvertreter und Assistenten, abgeordneten nationalen 
Sachverständigen und Bedienstete von Eurojust gelten. 

                                                 
42   NL, SE, FI und FR: Prüfungsvorbehalt. 

43 [Erwägungsgrund 32a] Die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2001 über den Zugang der Öffentlichkeit zu 
Dokumenten des Europäischen Parlaments, des Rates und der Kommission gilt für 
Dokumente im Zusammenhang mit den Verwaltungsaufgaben von Eurojust. Dokumente im 
Zusammenhang mit operativen Aufgaben sollten ausgenommen werden, da die Gefahr 
besteht, dass die Offenlegung dieser Dokumente laufende Ermittlungen und 
Gerichtsverfahren der Justizbehörden der Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 
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2. Der Europäische Rechnungshof ist befugt, bei allen Empfängern, Auftragnehmern und 
Unterauftragnehmern, die EU-Mittel von Eurojust erhalten haben, Rechnungsprüfungen 
anhand von Unterlagen und vor Ort durchzuführen. 

3. Das OLAF kann gemäß den Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (EG) 
Nr. 883/2013 und der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/9644 des Rates Untersuchungen 
einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durchführen, um festzustellen, ob im 
Zusammenhang mit von Eurojust finanzierten Ausgaben Unregelmäßigkeiten zum Nachteil 
der finanziellen Interessen der Union vorliegen. 

4. Unbeschadet der Absätze 1, 2 und 3 enthalten Arbeitsvereinbarungen mit Drittländern, 
internationalen Organisationen und Interpol sowie Verträge, Finanzhilfevereinbarungen und 
Finanzhilfeentscheidungen von Eurojust Bestimmungen, die den Europäischen 
Rechnungshof und das OLAF ausdrücklich ermächtigen, solche Auditprüfungen und 
Untersuchungen im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeiten durchzuführen. 

Artikel 62 
[...] Vorschriften für den Schutz von nicht als Verschlusssache eingestuften sensiblen 

Informationen und von Verschlusssachen 

1. Eurojust legt Vorschriften bezüglich der Verpflichtung zur Zurückhaltung und 
Verschwiegenheit und des Schutzes von nicht als Verschlusssache eingestuften 
sensiblen Informationen fest. [...] 

2. Eurojust legt Vorschriften für den Schutz von Verschlusssachen der Europäischen Union 
fest, die mit dem Beschluss 2013/488/EU des Rates im Einklang stehen, damit ein 
entsprechender Schutz dieser Informationen gewährleistet wird. [...] [...]45 

                                                 
44 ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2. 
45 […] 
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Artikel 63 
Verwaltungsuntersuchungen 

Die Verwaltungstätigkeit von Eurojust ist Gegenstand der Untersuchungen des Europäischen 
Bürgerbeauftragten gemäß Artikel 228 des Vertrags. 

Artikel 64 
Haftung mit Ausnahme der Haftung wegen unbefugter oder fehlerhafter Datenverarbeitung 

1. Die vertragliche Haftung von Eurojust bestimmt sich nach dem Recht, das auf den 
betreffenden Vertrag anzuwenden ist. 

2. Für Entscheidungen aufgrund einer Schiedsklausel in einem von Eurojust geschlossenen 
Vertrag ist der Gerichtshof der Europäischen Union zuständig. 

3. Im Bereich der außervertraglichen Haftung ersetzt Eurojust nach den allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen, die den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind, 
unabhängig von einer Haftung nach Artikel 37 jeden vom Kollegium oder Personal von 
Eurojust in Ausübung ihres Amtes verursachten Schaden. 

4. Absatz 3 gilt auch für Schäden, der von einem nationalen Mitglied, einem Stellvertreter oder 
einem Assistenten in Ausübung seines Amtes verursacht werden. Handelt diese Person 
jedoch auf Grundlage der Befugnisse, die ihr nach Artikel 8 übertragen wurden, so erstattet 
ihr Herkunftsmitgliedstaat Eurojust die Beträge, die Eurojust als Schadensersatz für solche 
Schäden gezahlt hat.  

5. Für Streitfälle über den Schadensersatz nach Absatz 3 ist der Gerichtshof der Europäischen 
Union zuständig. 
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6. Die Gerichte der Mitgliedstaaten mit Zuständigkeit für Streitigkeiten, die die Haftung von 
Eurojust nach diesem Artikel betreffen, werden unter Bezugnahme auf die Verordnung (EG) 
Nr. 44/2001 des Rates bestimmt46. 

7. Die persönliche Haftung der Bediensteten gegenüber Eurojust bestimmt sich nach den 
Vorschriften des Statuts bzw. der für sie geltenden Beschäftigungsbedingungen. 

Artikel 65 
Abkommen über den Sitz und die Arbeitsbedingungen 

1. Eurojust hat seinen Sitz in Den Haag, Niederlande. 

2. Die notwendigen Bestimmungen über die Unterbringung von Eurojust in den Niederlanden 
und über die Einrichtungen, die von den Niederlanden zur Verfügung zu stellen sind, sowie 
die speziellen Vorschriften, die in den Niederlanden für den Verwaltungsdirektor, das 
Kollegium und das Personal von Eurojust und deren Familienangehörige gelten, werden in 
einem Abkommen über den Sitz festgelegt, das nach Billigung durch das Kollegium 
zwischen Eurojust und den Niederlanden geschlossen wird. 

[...] 

Artikel 66 
Übergangsregelung  

1. Eurojust ist der allgemeine Rechtsnachfolger für alle Verträge, Verbindlichkeiten und 
Vermögensgegenstände des durch Beschluss 2002/187/JI des Rates eingerichteten 
Eurojust.  

                                                 
46 ABl. L 12 vom 16.1.2001, S. 1. Die Verordnung (EG) Nr. 44/2001 wird mit Wirkung vom 10. 

Januar 2015 durch die Verordnung (EG) Nr. 1215/2012 ersetzt. 
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2. Die im Rahmen des Beschlusses 2002/187/JI von den einzelnen Mitgliedstaaten an Eurojust 
entsandten nationalen Mitglieder von Eurojust fungieren als nationale Mitglieder von 
Eurojust im Sinne von Kapitel II dieser Verordnung. Unabhängig davon, ob die Amtszeit 
bereits verlängert wurde, kann sie nach Inkrafttreten dieser Verordnung einmal gemäß 
Artikel 10 Absatz 2 dieser Verordnung verlängert werden.  

3. Der bei Inkrafttreten dieser Verordnung amtierende Präsident von Eurojust und seine 
Vizepräsidenten fungieren bis zum Ablauf ihrer gemäß dem Beschluss 2002/187/JI 
laufenden Amtszeit weiter als Präsident bzw. Vizepräsidenten von Eurojust im Sinne von 
Artikel 11. Unabhängig davon, ob sie bereits wiedergewählt wurden, können sie nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung einmal gemäß Artikel 11 Absatz 3 dieser Verordnung 
wiedergewählt werden. 

4. Der zuletzt gemäß Artikel 29 des Beschlusses 2002/187/JI ernannte Verwaltungsdirektor 
fungiert bis zum Ablauf seiner aufgrund des Beschlusses 2002/187/JI festgelegten Amtszeit 
als Verwaltungsdirektor im Sinne von Artikel 17. Die Amtszeit des Verwaltungsdirektors 
kann nach Inkrafttreten dieser Verordnung einmal verlängert werden. 

5. Diese Verordnung lässt die von Eurojust auf der Grundlage des Beschlusses 2002/187/JI 
geschlossenen Vereinbarungen unberührt. Insbesondere von Eurojust geschlossene 
internationale Übereinkommen, die vor Inkrafttreten dieser Verordnung in Kraft getreten 
sind, bleiben gültig. 

6. Das Haushaltsentlastungsverfahren für die auf der Grundlage von Artikel 35 des 
Beschlusses 2002/187/JI festgestellten Haushalte erfolgt gemäß Artikel 36 des 
Beschlusses 2002/187/JI. 

7. Die Verordnung berührt nicht Arbeitsverträge, die gemäß Artikel 31 vor dem 
Inkrafttreten dieser Verordnung geschlossen wurden. 
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Artikel 67 
[...] Ersetzen von Rechtsvorschriften47 

1. [...] Die Beschlüsse 2002/187/JI, 2003/659/JI und 2009/426/JI werden für die 
Mitgliedstaaten, die durch diese Verordnung gebunden sind, mit Wirkung vom ... [Datum 
des Geltungsbeginns dieser Verordnung] [...] ersetzt. 

2. Für die durch diese Verordnung gebundenen Mitgliedstaaten gelten Verweise auf die [...] 
in Absatz 1 genannten Beschlüsse des Rates als Verweise auf diese Verordnung. 

Artikel 68 
Inkrafttreten 

1. Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft.  

2. Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemäß den Verträgen 
unmittelbar in den Mitgliedstaaten. 

3. Sie gilt ab xxx. 

 

 

Geschehen zu Brüssel am […]  

Im Namen des Europäischen Parlaments     Im Namen des Rates 

Der Präsident Der Präsident 

                                                 
47  Die entsprechenden Erwägungsgründe, die diese Änderung widerspiegeln, werden 

hinzugefügt werden müssen. 
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ANHANG 1 

Liste der Formen schwerer Kriminalität, für die Eurojust gemäß Artikel 3 Absatz 1 zuständig ist: 

– Terrorismus, 

– organisierte Kriminalität, 

– Drogenhandel, 

– Geldwäschehandlungen, 

– Kriminalität im Zusammenhang mit nuklearen und radioaktiven Substanzen, 

– Schleuserkriminalität, 

– Menschenhandel, 

– Kraftfahrzeugkriminalität, 

– vorsätzliche Tötung, schwere Körperverletzung, 

– illegaler Handel mit Organen und menschlichem Gewebe, 

– Entführung, Freiheitsberaubung und Geiselnahme, 

– Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 

– organisierter Raub und schwerer Diebstahl, 

– illegaler Handel mit Kulturgütern, einschließlich Antiquitäten und Kunstgegenständen, 

– Betrugsdelikte,  

– gegen die finanziellen Interessen der EU gerichtete Straftaten, 

– Insidergeschäfte und Finanzmarktmanipulation, 
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– Erpressung und Schutzgelderpressung, 

– Nachahmung und Produktpiraterie, 

– Fälschung von amtlichen Dokumenten und Handel damit, 

– Geldfälschung, Fälschung von Zahlungsmitteln, 

– Computerkriminalität, 

– Bestechung, 

– illegaler Handel mit Waffen, Munition und Sprengstoffen, 

– illegaler Handel mit bedrohten Tierarten, 

– illegaler Handel mit bedrohten Pflanzenarten und -sorten, 

– Umweltkriminalität einschließlich der Meeresverschmutzung durch Schiffe, 

– illegaler Handel mit Hormonen und anderen Wachstumsförderern, 

– sexueller Missbrauch und sexuelle Ausbeutung einschließlich Kinderpornografie und 
Kontaktaufnahme zu Kindern für sexuelle Zwecke, 

– Völkermord, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Kriegsverbrechen. 

– Flugzeug- und Schiffsentführung. 
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ANHANG 2 

Kategorien personenbezogener Daten im Sinne von Artikel 27 

1.          a) Name, Geburtsname, Vornamen und gegebenenfalls Aliasnamen oder angenommene 
Namen; 

b) Geburtsdatum und -ort; 

c) Staatsangehörigkeit; 

d) Geschlecht; 

e) Wohnort, Beruf und Aufenthaltsort der betreffenden Person; 

f) Sozialversicherungsnummern, Fahrerlaubnisse, Ausweispapiere und Passdaten, Zoll- 
und Steuer-Identifikationsnummern; 

g) Informationen über juristische Personen, falls sie Informationen über bestimmte oder 
bestimmbare natürliche Personen umfassen, gegen die ermittelt wird oder die 
strafrechtlich verfolgt werden; 

h) Bankkonten und Konten bei anderen Finanzinstitutionen; 

i) Beschreibung und Art der zur Last gelegten Straftaten, Tatzeitpunkt, strafrechtliche 
Würdigung der Taten und Stand der Ermittlungen; 

j) Aspekte des Sachverhalts, die auf die internationale Ausdehnung des Falls schließen 
lassen; 

k) Einzelheiten über eine vermutete Zugehörigkeit zu einer kriminellen Organisation; 

l) Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Verbindungs- und Standortdaten sowie die 
damit in Zusammenhang stehenden Daten, die zur Feststellung des Teilnehmers oder 
Benutzers erforderlich sind;  

m) Fahrzeugregisterdaten; 

n) aus dem nicht codierenden Teil der DNA ermittelte DNA-Profile, Lichtbilder und 
Fingerabdrücke. 

2. a) Name, Geburtsname, Vornamen und gegebenenfalls Aliasnamen oder angenommene 
Namen; 

b) Geburtsdatum und -ort; 

c) Staatsangehörigkeit; 

d) Geschlecht; 
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e) Wohnort, Beruf und Aufenthaltsort der betreffenden Person; 

f) Beschreibung und Art des sie betreffenden Sachverhalts, Tatzeitpunkt, strafrechtliche 
Würdigung des Sachverhalts und Stand der Ermittlungen; 

g) Sozialversicherungsnummern, Fahrerlaubnisse, Ausweispapiere und Passdaten, 
Zoll- und Steuer-Identifikationsnummern; 

h) Bankkonten und Konten bei anderen Finanzinstituten; 

i) Telefonnummern, E-Mail-Adressen, Verbindungs- und Standortdaten sowie die 
damit in Zusammenhang stehenden Daten, die zur Feststellung des Teilnehmers 
oder Benutzers erforderlich sind. 
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